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Liebe Leserinnen, liebe Leser
Weitgehend unbemerkt von einer breiteren Öffentlichkeit 
gingen letzten Herbst in Deutschland Tausende Menschen 
auf die Strasse, um gegen Wohnungsnot und steigende 
Mieten zu protestieren (siehe S. 9). Der Wohnraum in den 
grossen Städten und Agglomerationen werde langsam un-
bezahlbar, so die Kritik. Es müssten dringend Massnah-
men gegen die Mietzinsexplosion getroffen werden. Kommt 
uns das nicht bekannt vor? Es sind genau dieselben Probleme, mit denen auch wir in 
unseren Ballungsräumen konfrontiert sind. Auch hierzulande machen uns die rasante 
Verteuerung des Wohnraums und ein zu knappes Angebot an günstigen Wohnungen 
zu schaffen. 
 Die Reaktionsweisen der Politik sind allerdings unterschiedlich. Die liberalkonserva-
tive Regierung in Berlin setzte vergleichsweise schnell ein Mietreform in Kraft. Diese hat 
zwar grosse Mängel. Beispielsweise bezieht sich die beschlossene Mietpreisbremse nur 
auf die bestehenden Mieten und nicht auf die preistreibenden Aufschläge bei Neuver-
mietungen. Immerhin aber bequemte sich der Bundestag zu gesetzgeberischen Schutz-
massnahmen. Hier in der Schweiz sind wir leider noch nicht so weit. Der Bundesrat 
prüft erst, was man tun könnte (siehe S. 3). Geschweige denn, dass irgend eine Mass-
nahme beschlossen oder gar schon umgesetzt wäre. Allfällige Debatten im Parlament 
in Bern stehen erst noch bevor. Und mit ihnen die Brems- und Blockadeaktionen, die bei 
jedem Versuch einer Stärkung des Mieterschutzes so sicher sind wie das Amen in der 
Kirche. Statt einer Mietpreisbremse scheint bei uns eher eine angezogene Mieterschutz-
bremse installiert zu sein. 
 Davon dürfen wir uns aber nicht beirren lassen. Mit zäher Überzeugungsarbeit 
kann es immer wieder gelingen, unter Verweis auf gute Argumente neue Mehrheiten zu 
schaffen. Die Beibehaltung der Lex Koller ist ein gutes Beispiel dafür (siehe S. 5). Solche 
Erfolge ermutigen, auch wenn sie viel zu selten sind. Vielleicht braucht es auch in der 
Schweiz vermehrt den sicht- und spürbaren Druck der Basis, damit sich die Dinge etwas 
schneller bewegen. 

Herzlich 

hug@pressebuero-sg.ch
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Nicht ganz billig, aber sehr effizient: moderne LED-Leuchte (siehe S. 13)
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wDer SMV erhöht den Druck, 
damit griffige Massnahmen 
zum Schutz der Mieten-
den erlassen werden. Er 
will verhindern, dass die 
Mieterschaft den Preis für 
die Personenfreizügigkeit 
zahlen muss.

Seit drei Jahren fordert der Schwei-
zerische Mieterinnen- und Mie-

terverband, dass der Bund etwas ge-
gen die Missstände in den Agglome- 
rationen tut. «Das ist dringend not-
wendig», sagt Präsidentin Marina 
Carobbio. Im Januar trat der SMV 
nochmals vor die Medien. Diesmal 
zusammen mit zwei verbündeten 
Parteien, der SP und den Grünen. 

«Wir sind besorgt»
Gefordert sind flankierende Mass-
nahmen gegen die Mietzinsexplo- 
sion in den Agglomerationen. Zu-
wanderung, überhitzte Märkte und 
ständige Preisaufschläge haben zu 
teils unhaltbaren Zuständen ge-
führt. «Wir sind besorgt, dass der 
Bundesrat bisher nicht reagiert 
hat», tat SP-Nationalrätin Marina Ca-
robbio unmissverständlich kund. 
Dabei hat der SMV bereits einen Ka-
talog von Vorschlägen unterbreitet 
(siehe Kasten). Der wichtigste ist, 
dass überrissene Mietzinserhöhun-
gen bei Mieterwechseln unterbun-
den werden. Diese seien die haupt-
sächlichen Preistreiber. 
 Sowohl die SP als auch die Grü-
nen unterstützen diese Massnah-
men. «Das Modell der Personenfrei-
zügigkeit funktioniert nur mit 
zusätzlichen und schärferen flankie-
renden Massnahmen», unterstrich 
SP-Parteipräsident Christian Levrat. 
So wie im Arbeitsmarkt gegen Lohn-
dumping brauche es auch auf dem 
Wohnungsmarkt Dämme gegen 
Missbräuche bei der Miete. Es könne 
nicht hingenommen werden, wenn 
die Mieten ständig steigen und die 
Suche nach einer zahlbaren Woh-
nung in den Ballungszentren im-
mer aussichtsloser werde. 

nix Kroatien ohne zusagen
Levrat machte klar, dass man der be-
vorstehenden Erweiterung der Per-
sonenfreizügigkeit auf Kroatien oh-
ne verbindliche Zusagen nicht zu- 
stimmen werde. «Die Früchte der 
Personenfreizügigkeit müssen ge-

rechter verteilt werden», so der SP-
Präsident. Es ist ein Wink mit dem 
Zaunpfahl, wenn die zweitgrösste 
Partei der Schweiz derlei Töne an-
stimmt. Die Botschaft dürfte im 
Bundeshaus angekommen sein. We-
nig später empfing Volkswirtschafts-
minister Johann Schneider-Am-
mann eine Delegation des SMV im 
Bundeshaus. 
 Und was schaute dabei heraus? 
«Das Gespräch war konstruktiv», 
lässt sich SMV-Generalsekretär Mi-
chael Töngi entlocken. Mehr aber 

nicht. Nur so viel: Der Bundesrat be-
reitet einen Bericht vor, in dem er 
seine Vorschläge aufzeigen wird. 
Wie Levrat sprach sich auch die Prä-
sidentin der Grünen, Nationalrätin 
Regula Rytz, gegen «Horrormieten» 
aus. Diese hätten aber nichts mit 
dem neuen Raumplanungsgesetz zu 
tun, wie das der Gewerbeverband 
weismachen wolle. «Sondern mit 
mangelnden Schutzmechanismen 
im Mietrecht und Fehlentwicklun-
gen in den Zentren», bekräftigte die 
Präsidentin der Grünen.

Die Forderungen des Mieterinnen- 
und Mieterverbands gegen die 
Mietpreisexplosion in den Agglome-
rationen liegen schon lange auf dem 
Tisch. Hier sind sie:
�	Mietpreisbremse: Überrissene Zins- 
aufschläge bei Mieterwechseln müs-
sen verhindert werden. Mietzinser-
höhungen sind auf begründete Kos-
tensteigerungen (wie etwa Referenz- 
zinssatz, Teuerung, Sanierungen) zu 
begrenzen. 
�	Mehr Transparenz: Mietende müs- 
sen mittels eines Formulars über 
den bisherigen Mietzins informiert 

Es braucht eine Mietpreisbremse
werden. Dadurch können sie im  
Bedarfsfall übermässige Aufschläge 
anfechten.
�	Besserer Kündigungsschutz: Es 
darf nur noch aus gerechtfertigten 
Gründen gekündigt werden. Reine 
Ertragskündigungen, um vom neuen 
Mieter mehr zu verlangen, müssen 
verunmöglicht werden. 
�	Förderung der Gemeinnützigen: 
Damit mehr günstige Wohnungen 
auf den Markt kommen, müssen die 
gemeinnützigen und genossen-
schaftlichen Wohnbauträger stärker 
als bisher gefördert werden.  

 Viele Vermieter nützten die Woh-
nungsknappheit aus, weil Wohnun-
gen für sie blosse Renditeobjekte  
seien. Zum Beweis verwies sie auf die 
Bruttorendite, die laut Wüest & Part-
ner für das Jahr 2011 rund 8 Prozent 
betragen habe. «Für die hohen Mie-
ten sind die Marktmacht und die Ge-
winnerwartungen von privaten Haus- 
eigentümern und institutionellen 
Anlegern verantwortlich», so Rytz. 
Neben mehr Transparenz im Miet-
recht forderte sie insbesondere eine 
grosszügigere Förderung des ge-
meinnützigen Wohnungsbaus sowie 
des verdichteten Wohnungsbaus. 

Es hallt im Blätterwald
Wie wurde der Paukenschlag der 
SMV/Linksallianz in den Medien auf-
genommen? «Kein Kroatien ohne 
verstärktes Mietrecht» titelte «Le 
Temps», Die NZZ sprach von einem 
«Poker» um die Personenfreizügig-
keit, und die «Neue Luzerner Zei-
tung» sieht den Mieterschutz als Jo-
ker in diesem Spiel. Kaum jemand 
stehe noch vorbehaltlos hinter den 
offenen Grenzen, so der Tenor. Fazit: 
Die Zeit scheint reif für Mietmass-
nahmen, soll die Personenfreizügig-
keit weiterhin akzeptiert bleiben.

Bauen allein genügt nicht – gegen die Mietzinsexplosion braucht es auch ein besseres Mietrecht.

Etwas tun gegen ‹Horrormieten›
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raumplanung hat Vorteile für Mietende
Das revidierte Raumpla-
nungsgesetz, das am  
3. März zur Abstimmung 
kommt, nimmt verschiede-
ne, teilweise langjährige 
Anliegen auf, die auch für 
die Mietenden wichtig sind.

In den letzten Jahrzehnten hat die 
Zersiedelung in vielen Gebieten 

der Schweiz in einem erschrecken-
den Ausmass zugenommen. Gebaut 
wurde längst nicht nur dort, wo es 

raumplanerisch 
sinnvoll wäre, son-
dern häufig an 
den Siedlungsrän-
dern oder zwi-
schen den beste-
henden Siedlungs- 
gebieten. Das revi- 

dierte Raumplanungsgesetz (RPG) 
sieht nun vor, dass die Bauzonen auf 
den Bedarf von fünfzehn Jahren aus-
zurichten sind. In Gebieten mit zu 
grossen Bauzonenreserven kann die-
se Vorgabe zu Auszonungen führen. 
 Steigen nun die Bau- und Wohn-
kosten an, wenn weniger Bauland 
zur Verfügung stehen wird? In Ge-
bieten mit einer bereits heute  sehr 
hohen Nachfrage nach Wohnraum 
wird es nicht zu Auszonungen kom-
men, da der Bedarf nachgewiesen 
werden kann. Zudem bewirken neue 
Bestimmungen im RPG gegen die 
Baulandhortung, dass mehr Bau-
land an gesuchten Lagen in den 
nächsten Jahren bebaut wird. Eine 

Angebotserhöhung an guten Lagen 
kann preisdämpfend wirken. Die 
Ängste vor Mietpreiserhöhungen 
aufgrund der RPG-Revision sind so-
mit unbegründet. Sie werden von 
der Gegnerschaft plakativ vorge-
schoben, um eine raumplanerisch 
sinnvolle Reduktion der Bauzonen 
zu verhindern.

Verdichtung bringt Vorteile
Mit dem revidierten RPG wird die 
Verdichtung einen höheren Stellen-
wert erhalten. Die Infrastrukturkos-
ten für die Erschliessung (Strassen, 

Leitungen etc.) der Wohnbauten 
werden zu einem grossen Teil von 
der Allgemeinheit und damit zu ei-
nem erheblichen Anteil von den 
Mieterinnen und Mietern getragen. 
Die Verdichtung führt somit einer-
seits zu einer ökologisch und ener-
getisch besseren Bauweise, ist aber 
anderseits auch ökonomisch ver-
nünftig. Eine gute Erschliessung mit 
dem öffentlichen Verkehr ist zudem 
nur bei einer genügenden Sied-
lungsdichte möglich.
 Aus Sicht der Mietenden heisst 
günstiges Wohnen ja nicht nur, dass 

der Mietzins zahlbar sein soll. Wenn 
die Wege zum nächsten Einkaufsla-
den sehr lang sind oder kein öffent-
licher Verkehr vorhanden ist, stei-
gen die mit dem Wohnen verbun- 
denen Kosten unweigerlich an. Es ist 
somit absolut im Interesse der Mie-
tenden, wenn die Siedlungsfläche 
sinnvoll begrenzt wird und das zu-
künftige Wachstum vor allem nach 
innen erfolgt.
 Ausgedehnte und gute erreichba-
re Naherholungsgebiete tragen zu 
einer hohen Wohnqualität bei. Im-
mer stärker werden die Naherho-

Der Schweizerische Mieterinnen- und 
Mieterverband befürwortet das neue 
Raumplanungsgesetz. Mit Massnahmen 

gegen die Bauland-
hortung, Anreizen 
zur sinnvollen Ver-
dichtung und einer 
verbindlichen 
Mehrwertabschöp-
fung bedeutet die 
Gesetzesrevision 

aus Mietersicht eine Verbesserung.
 Das neue Raumplanungsgesetz hat 
keine Auswirkungen auf die Bodenpreise. 
Rückzonungen werden nur dort verlangt, 
wo überdimensionierte Bauzonen vor-
handen sind. Dies ist im Wallis und eini-
gen anderen ländlichen Regionen der 
Fall. In den Ballungsgebieten, wo die 
Wohnungsnot gross ist, wird es dagegen 
zu keinen Rückzonungen kommen – im 

Gegenteil: Das Gesetz lässt neue Einzo-
nungen ausdrücklich dort zu, wo diese 
auch nötig sind. Mit Vorschriften zur 
Überbauung von Grundstücken kann zu-
dem der Baulandhortung entgegenge-
wirkt werden. Eine Verflüssigung der be-
stehenden Baulandreserven ist für den 
Wohnungsbau sehr wichtig. Eine Mär ist 
auch die Behauptung, die Mehrwertab-
schöpfung werde auf die Mietenden über-
wälzt. Mietzinse werden bekanntlich 
nach Angebot und Nachfrage und nicht 
nach Kosten festgelegt.
 Ein Komitee aus Verbündeten des Ge-
werbeverbandes bekämpft das revidierte 
Raumplanungsgesetz mit dem irrefüh-
renden Slogan «Horrormieten». In der 
Not frisst der Teufel Fliegen. Oder man be-
ruft sich auf die Mieten, wenn einem 
nichts Besseres mehr einfällt. Der Gewer-
beverband und seine Verbündeten haben 

insofern recht, dass vielerorts tatsächlich 
von «Horrormieten» gesprochen werden 
muss. Diese Horrormieten haben aber 
nichts mit dem neuen Raumplanungsge-
setz zu tun. Sie sind schon heute eine Tat-
sache. Nur wenn diese Kreise konkrete, 
von uns immer wieder geforderte Mass-
nahmen gegen die hohen Mieten unter-
stützen würden – wie eine Begrenzung 
der Mietzinssprünge bei Mieterwechsel 
oder nach Sanierungen, die Förderung 
von Wohnbaugenossenschaften sowie ein 
verbesserter Kündigungsschutz –, wäre 
der Tatbeweis erbracht, dass es ihnen im 
Kampf gegen Horrormieten ernst ist.  Die 
bisherige Haltung lässt aber vermuten, 
dass sie nach der Abstimmungskampag-
ne wie zuvor jede mietrechtliche Verbesse-
rung bekämpfen werden. 	
	 Anita Thanei,  
  Präsidentin SMV/D

zersiedelung stoppen
Die Revision des Raumplanungsge-
setzes (RPG) ist ein indirekter Gegen-
vorschlag zur Landschaftsinitiative, 
welche die Zersiedlung der Schweiz 
stoppen will. Das Parlament hat die 
Revision im Juni 2012 gutgeheissen. 
Kernpunkte sind eine Begrenzung 
der Siedlungsfläche, die Verkleine-
rung überdimensionierter Bauzo-
nen, Anreize für verdichtetes Bauen 
sowie die Einführung einer Mehr-
wertabgabe bei Planungsgewinnen. 
Die Schweizerische Gewerbever-
band und der Hauseigentümerver-
band haben das Referendum ergrif-
fen und bekämpfen die Vorlage. Die 
Initianten der Landschaftsinitiative 
aus Kreisen des Natur- und Heimat-
schutzes haben angekündigt, ihre 
Initiative zugunsten des revidierten 
RPG zurückzuziehen. 

K o M M E n t a r

‹Horrormieten› haben andere Gründe

Anita Thanei

Nicht immer wird dort gebaut, wo es sinnvoll ist. Das revidierte Raumplanungsgesetz soll eine Korrektur bringen.

Beat Züsli
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raumplanung hat Vorteile für Mietende
i n t E r V i E W

‹ich bin schon ein wenig 
stolz darauf›
Die Lex Koller wird nicht 
abgeschafft. Das ist vor 
allem das Verdienst von 
Nationalrätin und MV-Vor-
standsmitglied Jacqueline 
Badran. M&W unterhielt 
sich mit ihr über diese spek-
takuläre Wende.

M&W: Die Lex Koller bleibt. Das 
hat das Parlament faktisch be-
schlossen. Es fehlt nur noch der 
Entscheid des Ständerats. Wir 
nehmen an, das freut Sie sehr?
Jacqueline Badran: Ja, unbedingt. Es 
ist der Erfolg einer jahrelangen 
Überzeugungsarbeit. Dafür bin ich 
in Bern von Pontius zu Pilatus ge-
rannt. Am Schluss kam dann end-
lich der Durchbruch. Mehr noch: 
Man darf sogar von einem «Revolu-
tiönchen» sprechen. 

Ein «Revolutiönchen»?
Ich glaube schon, dass diese Bezeich-
nung gerechtfertigt ist. Jahrelang 
hiess es doch, die Lex Koller sei als 
Beschränkung des Erwerbs von 
Grundeigentum durch Ausländer 
überflüssig, wirkungslos und ein al-
ter Zopf. Noch vor gut fünf Jahren 
wollten alle grossen Parteien und 
sämtliche Grossverbände von den 
Gewerkschaften bis zum Gewerbe-
verband diesen Erlass aufheben. 
Auch der MV war damals für eine 
Streichung. Der Sinneswandel, der 
zu einem Meinungsumschwung auf 
breiter Basis geführt hat, kommt 
wirklich einer Umwälzung gleich. 

Was war denn der Grund dafür?
Es sind die grossen Veränderungen 
im Immobilienmarkt. Immer mehr 
anlagesuchendes Kapital strömt in 
die Schweiz. Es fliesst vorzugsweise 
in Immobiliengeschäfte. Hier lassen 
sich gute Renditen erzielen. Doch 
brauchen wir bei uns noch ausländi-
sches Kapital im Immobilienmarkt? 
Und was sind die Folgen? Die Ant-
wort auf diese Fragen hat ein Um-
denken bewirkt. 

Nennen Sie uns bitte die Folgen.
Die sind nicht schwer vorauszuse-
hen. Die geltende Lex Koller bindet 
den Immobilienmarkt an einen ge-
nerellen Vorbehalt: Wohnimmobi- 
lien sollen denen vorbehalten sein, 
die hier leben und arbeiten. Oder an-
ders gesagt: die hier ihren Lebens-

mittelpunkt haben. Damit wird die 
Nachfrage nach Boden, Immobilien 
und Wohnungen eingeschränkt. Die 
Lex Koller wirkt preisdämpfend, 
auch auf die Mieten. Andersrum ge-
sagt: Ohne Lex Koller hätten wir bald 
eine noch grössere Mietzinsexplosi-
on. Und genau dies macht die Rele-
vanz dieser Regelung für unsere Ge-
sellschaft aus. 

Aber wenn von der Lex Koller die 
Rede ist, so lag das Augenmerk 
doch stets auf den Ferienwoh-
nungen in den Berggebieten. Und 
Sie kommen jetzt mit den Mieten 
in Zürich und anderen Städten?  
Das ist eben das Missverständnis. Die 
Lex Koller schützt nicht nur Ferien-
domizile in Gstaad und Davos, son-
dern den gesamten Immobilien-

lungsbiete von der ausufernden Be-
bauung bedroht. Bei einer dichteren 
Bauweise erhalten die Naherho-
lungsgebiete zudem eine stärkere 
Bedeutung. Mit einer klareren Be-
grenzung des Baugebietes räumt 
das revidierte RPG dem Schutz der 
Naherholungsgebiete ein grösseres 
Gewicht ein als bis anhin.   

Gewinnanteil 
für die allgemeinheit
Mit der Einzonung von Landwirt-
schaftsland in die Bauzone kann der 
Preis des betreffenden Grundstücks 
um das Hundertfache oder noch 
mehr ansteigen. Der Grundeigentü-
mer erhält einen enormen Mehr-
wert, ohne dass dem eine entspre-
chende Leistung gegenübersteht. 
 Neu soll mit dem RPG eine Mehr-
wertabgabe eingeführt werden, die 
20% des Planungsgewinns bei einer 
Einzonung zu Gunsten der Allge-
meinheit abschöpft. Mit diesem 
Geld sollen in erster Linie allfällige 
Entschädigungsforderungen im Rah- 
men von Auszonungen abgegolten 
werden. Der Mieterinnen- und Mie-
terverband wird sich aber dafür ein-

Schweizer Franken. Einheimische 
Pensionskassen würden Renditeein-
bussen erleiden. Es gäbe Steueraus-
fälle, da Superreiche trotz Immobili-
enerwerb keine Einkommenssteuern 
bezahlen müssten. Zudem kämen 
die Wohnbaugenossenschaften noch 
mehr unter Druck. Es würde für sie 
noch schwieriger, zu vernünftigen 
Preisen Bauland zu erwerben. Der 
Druck auf die Zersiedelung nähme 
nochmals zu. Das kann kein ver-
nünftiger Mensch wollen. 

Dennoch brauchte es lange, bis 
sich Ihre Argumente durchsetz-
ten. Weshalb?
Viele haben noch nicht gemerkt, 
dass der Immobilienmarkt heute 
ganz anders aussieht als noch vor 
zehn Jahren. Das ist ein Milliarden-
business geworden, in dem die Inves-
toren Rendite sehen wollen. Es ist 
ein Geschäft mit harten Bandagen, 
das nach den Imperativen einer glo-
balen Finanzindustrie funktioniert. 
Da wird Kasse gemacht. Es ist egal, 
wenn dabei das Geld aus den Ta-
schen von Mietenden kommt. Haupt-
sache, es kommt, und zwar in der er-
warteten Höhe und nicht darunter. 

Sie standen lange Zeit als Warne-
rin allein und mussten gegen 
hartnäckigen Widerstand an-
kämpfen...
Allerdings! Für einmal aber haben 
sich die besseren Argumente durch-
gesetzt. Das erfüllt mich mit Freude. 
Ich habe das Gefühl, etwas für die 
Menschen in diesem Land getan zu 
haben. Das macht mich auch ein we-
nig stolz. Als Politikerin und vor al-
lem als Linke hat man ja nicht oft 
ein solches Erlebnis. 

Sehen Sie heute wohnpolitische 
Lichtblicke?
Durchaus. Es vergeht kaum ein Wo-
chenende, da nicht in einer Gemein-
de deutlich anders abgestimmt wird 
als früher. In der Steueroase Zug ist 
ein Umdenken auf breiter Front im 
Gang, nachdem die furchtbaren 
städtebaulichen Folgen dieser fal-
schen Steuerpolitik unübersehbar 
sind. Auch im Kanton Luzern wird 
das Steuerdumping hinterfragt, das 
immer auf Kosten von bezahlbaren 
Wohnungen geht. Dass Immobilien 
denjenigen gehören sollen, die hier 
leben und sich im Idealfall auch am 
Gemeindeleben beteiligen, ist ein 
plausibler Gedanke, der vielen ein-
leuchtet. Das ist gut so und wird sich 
hoffentlich überall verbreiten.

setzen, dass diese neu gewonnenen 
Mittel auch für die Förderung des ge- 
meinnützigen Wohnungsbaus ver- 
wendet werden können.

Stimmen Sie Ja!
Aus den aufgeführten Gründen hat 
die Generalversammlung des Schwei- 
zerischen Mieterinnen- und Mieter-
verbands einstimmig die Ja-Parole 
für die Abstimmung vom 3. März ge-
fasst und empfiehlt den Mitgliedern 
die Annahme der Vorlage. 

Beat Züsli, Architekt und Energie-
Ingenieur, Vorstandsmitglied SMV/D

markt in der Schweiz. Also auch den 
in den Städten und Agglomeratio-
nen. Wir müssen sehen, dass riesige 
Kapitalien nur darauf warten, in die 
Schweiz einströmen zu können. Das 
sind dann nicht mehr bloss ultrarei-
che Private mit Zweit-, Dritt- und 
Viertwohnungen in Zug, am Genfer-
see oder an der Zürcher Goldküste. 
Vor der Türe warten auch Grossanle-
ger: deutsche Pensionskassen, briti-
sche Immobilien-Hedgefonds oder 
Staatsfonds aus Singapur oder Katar. 
Sie alle würden nur zu gerne Schwei-
zer Immobilien als risikolose und 
wertsichere Anlagen posten. Tiefe 
Zinsen, hohe Sicherheit, tiefe Infla-
tion und stabile Währung – wir ha-
ben ja für Investoren fast schon para-
diesische Verhältnisse. 

Wäre es denn so schlimm, wenn 
eine deutsche Pensionskasse 
hierzulande Wohnungen kaufen 
könnte?
Der Einzelfall ist nicht der Punkt. 
Die Masse macht's. Und hier bin ich 
überzeugt, dass wir ohne Lex Koller 
einen volkswirtschaftlliche Super-
GAU hätten. Es gäbe nicht nur mas-
siv steigende Mieten, sondern auch 
einen erhöhten Druck auf den 

Hongkong in der Schweiz? Überzogene 
Propaganda der Raumplanungsgegner

SP-Nationalrätin Jacqueline Badran
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‹immo dorado› löst probleme nicht
Die vom MV Zürich in Auf-
trag gegebene Studie «Immo 
Dorado Zürich West –  
Bilanz 2013» dokumentiert 
das Scheitern einer Stadt-
entwicklungspolitik, die den 
Wünschen der Investoren 
folgt.

Im Dezember 2011 hat der MV Zü-
rich den Stadtforschern vom Inura 

Institut Zürich den Auftrag gege-
ben, eine Bilanz der Quartierent-
wicklung in Zürichs neuem Stadt-
teil «Zürich West» zu ziehen. Jetzt 
liegt das Ergebnis vor. Es lässt aus 
mehreren Gründen aufhorchen.

Kein Beitrag
Wohnpolitisch hat Zürich West kei-
nen Beitrag zur Lösung des drin-
gendsten Problems der Stadt, dem 
Mangel an bezahlbaren Wohnun-
gen, geleistet. Praktisch alle aktuell 
erstellten Wohnungen gehören zum 
gehobenen bis luxuriösen Segment, 
wo sich heute bereits Vermarktungs-
probleme abzeichnen.
 Unter ökologischen Gesichts-
punkten erweist sich Zürich West al-
les andere als nachhaltig und 2000- 

Watt-tauglich. Die Wohnungen wei-
sen exzessiv hohe Flächen auf, die 
Belegung ist wenig dicht, zudem 
wird wohl ein hoher Anteil nur als 
Zweitwohnungen genutzt werden.
Die Nutzen- und Lastenverteilung 
zwischen öffentlicher Hand und Pri-
vaten ist einseitig. Während die öf-
fentliche Hand für Erschliessung 
und Entwicklung des Quartiers bis 
heute mehr als eine halbe Milliarde 
Franken ausgegeben hat, haben die 
ursprünglichen Eigentümer und die 
Investoren auf den Arealen enorme 
Aufwertungsgewinne realisiert – oh-
ne Abschöpfung durch eine Mehr-

wertabgabe. Wo es zu Übernahmen 
und Verkäufen kam, wurde sogar 
noch die fällige Grundstückgewinn-
steuer dank legalen Steueroptimie-
rungen zu einem erheblichen Teil 
umgangen.

MV intervenierte
Die in «Immo Dorado» geschilderte 
Entwicklung war nicht ohne Alter-
native. Neben anderen hat auch der 
MV immer wieder versucht, korri-
gierend einzugreifen, mit planeri-
schen Einwendungen zum Maag-
Areal, dem angedrohten Referendum 
bei der Zonierung des Hardturm- 

Service
 «Immo Dorado Zürich West – Bi-
lanz 2013» kostet 20 Franken und kann 
bezogen werden bei: MV Zürich, Post-
fach 1949, 8026 Zürich, immodorado@
mvzh.ch

Areals oder der Unterstützung des 
Referendums zum Landverkauf Müh-
leweg.
 Die kritischen Stimmen haben 
seinerzeit wenig Gehör gefunden. 
Umso mehr gilt es jetzt, Gegensteuer 
zu geben:
�	Auf den noch verbleibenden Um-
nutzungsbrachen in der Stadt – zum 
Beispiel auf den SBB-Arealen – müs-
sen grosszügige Mindestanteile für 
preisgünstige Wohnungen festge-
setzt werden.
�	Neue Rabatte und Steuerschlupf-
löcher bei der Grundstückgewinn-
steuer, wie sie der HEV fordert, 
braucht es nicht. Nötig ist vielmehr 
eine Mehrwertabgabe, die diesen Na-
men verdient.
�	Die öffentlich zugänglichen Räu-
me, die wir in unserem Alltag genau-
so bewohnen wie unsere privaten 
Wohnungen, müssen angesichts des 
wachsenden Drucks hin zu verdich-
tetem Bauen sorgfältiger geplant 
werden, als das in Zürich West bis-
her der Fall war.

Wo bleiben im Luxusboomgebiet Zürich West die erschwinglichen Wohnungen?
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Keine Geschenke für Grundbesitzer
Am 3. März stimmt der 
Kanton Zürich über die 
Senkung der Grundstück- 
gewinnsteuer ab. SVP,  
FDP, CVP und BDP wollen 
Hauseigentümer beschenken 
und den Gemeinden  
Geld wegnehmen. Der MV 
empfiehlt ein Nein.

Abgestimmt wird über den Ge-
genvorschlag zu einer vom Kan-

tonsrats abgelehnten Initiative des 
Hauseigentümerverbandes (HEV). 
Bei längerer Besitzdauer sollen die 
Rabatte von bisher 50 auf 65 Prozent 
steigen. Nach 20 Jahren Besitzdauer 
müssten auf einem Grundstückge-
winn von 100'000 Franken nur noch 

10'000 statt 15'000 Franken Steuern 
bezahlt werden.

Mieter zahlen drauf
Der HEV hat in den letzten Jahren 
verschiedene Steuererleichterungen 
für Hausbesitzer durchgesetzt. Mit 
dem neuen Steuergesetz wurde ab 
2000 der bisherige Grundstückge-
winnsteuer-Rabatt bei Wiederer-
werb eines neuen Eigenheims von 50 
auf 100 Prozent  erhöht. 2003 wurde 
die Handänderungssteuer abge-
schafft. Damals scheute sich der 
HEV nicht, im Nachgang zur Ab-
schaffung eine Entlastung bei den 
Mieten zu versprechen.
 Tatsache ist, dass diese Steuerer-
leichterungen den Mieterinnen und 
Mietern nichts gebracht haben. Zu 
einem grossen Teil kommen sie 
selbstnutzenden Eigentümern zu-
gute. Dort wo Vermieter davon profi-

tieren, wird die Einsparung nicht an 
die Mieter weitergegeben. Im Gegen-
teil: Wenn die Zürcher Gemeinden 
nach Annahme der Steuererleichte-
rungen 75 Millionen Franken verlie-
ren, muss die Gesamtheit der Steuer-
zahlenden das Loch stopfen. Und das 
sind in mehrheitlich Mieterinnen 
und Mieter.

ungenügende Mehrwert-
abschöpfung
Die Grundstückgewinne resultieren 
nicht aus Eigenleistungen der Grund-
eigentümer. Die Wertsteigerungen 
sind vielmehr die Folge von Ein- oder 
Umzonungen oder Investitionen der 
öffentlichen Hand. Diese Mehrwerte 
werden im Kanton Zürich gar nicht 
oder nur völlig unzureichend abge-
schöpft. Deshalb braucht es keine  
Rabatte und Steuerschlupflöcher bei 
der Grundstückgewinnsteuer. Nötig 

Mit diesem Plakat mobilisieren 
die Gegner der Vorlage.
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ist vielmehr eine Mehrwertabgabe, 
die diesen Namen verdient.
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 Vorzugskonditionen 
 für MV-Mitglieder 

Buchen Sie mit der AVIS Worldwide 
Discount Nummer D935700 zu preisgüns-
tigen Tarifen Autos und Lieferwagen. 

Unter www.avis.ch, Tel. 0848 81 18 18 
oder auf www.mieterverband.ch 
unter «Dienstleistungen».

Anzeige

S t i f t u n G  p W G

1300 günstige Wohnungen gesichert
In Zürich setzt sich die 
Stiftung PWG seit zwanzig 
Jahren für günstige Wohn- 
und Gewerberäume ein. 
Ein Modell auch für andere 
Städte?

tung am meisten zu schaffen. «In 
den letzten Jahren gab es einen enor-
men Preisschub, wir können kaum 
mehr mithalten», sagt Jürg Steiner. 
Obwohl sie stattliche Preise zahlen 
kann, liegt die PWG mit ihrem Ange-
bot oft hinter der Konkurrenz zu-
rück. Wenn sie den Zuschlag erhal-
ten will, muss sie noch mit anderen 
Aspekten überzeugen. 
 Klar: Wer mit einem Mehrfami- 
lienhaus nur Kasse machen will, 
wird kaum je mit der Stiftung ein 
Geschäft abschliessen. Wo aber beid-
seits ein Interesse an einem vernünf-
tigen Wohnungsmarkt vorhanden 
ist, sind die Chancen intakt. «Es gibt 
immer wieder Verkäufer, die zu-
gunsten dieses Ziels auf Maximaler-
löse verzichten», so Jürg Steiner. 

noch nicht überall bekannt
Bezüglich der sozial denkenden Lie-
genschaftsbesitzer lautet die Haupt-
frage, wie man oberhaupt an sie he-
rankommt. «Wir stellen immer 
wieder fest, dass man uns teils gar 
nicht kennt», bedauert Kornel Ring-
li. Die Leute seien ganz überrascht, 
dass es so etwas wie die PWG in Zü-
rich gibt, und fänden dies dann 
auch gut. Aus diesem Grund hat die 
Stiftung ihre Werbeanstrengungen 
verstärkt. Sie soll bekannter werden. 
Gelingt dies, darf sie zweifellos mit 
mehr Direktangeboten rechnen. In 
Zeiten, wo grosse Vermögen vererbt 
werden und damit auch immer wie-
der Grundbesitz die Hand wechselt, 
dürfte hier ein noch unausgeschöpf-
tes Potenzial vorhanden sein. 
 Es ist aber nicht das Ziel der PWG, 
einer kleinen Personengruppe mög-
lichst günstige Mieten anzubieten. 
Sie will vielmehr einem breiteren 
Kreis erschwingliche Wohnungen 

Als in den 1980er-Jahren die Spe-
kulation blühte, führte eine 

Volksinitiative aus MV-Kreisen 1990 
zur Gründung einer städtischen 
Stiftung. Sie war mit 50 Mio. Fran-
ken dotiert und erhielt den Auftrag, 
preiswerten Wohn- und Gewerbe-
raum sicherzustellen. Auf Stadtge-
biet sollte sie Liegenschaften erwer-
ben und diese günstig vermieten. 
Heute, zwei Jahrzehnte später, ver-
fügt die PWG über ein ansehnliches 
Portefeuille: 174 Liegenschaften mit 
über 1300 Wohnungen und rund 
300 Gewerberäume sind inzwischen  
in ihrem Besitz.

Bieten und akquirieren 
Wie kommt die PWG zu ihren Objek-
ten? «Wir bieten ganz normal bei 
Liegenschaftenverkäufen mit», sagt 
Geschäftsführer Jürg Steiner. Der 
grösste Teil der erworbenen Liegen-
schaften kam auf diese Weise in ih-
ren Besitz. Dann aber gelangen auch 
verkaufswillige Eigentümer direkt 
an die PWG. Das sind meist sozial ge-
sinnte Leute. Sie möchten nicht ein-
fach an den Meistbietenden verkau-
fen und wollen verhindern, dass ih- 
re Häuser Spekulanten in die Hände 
fallen. «Gerade gestern hat eine älte-
re Dame angerufen», erzählt Kornel 
Ringli, Kommunikationschef der 
PWG. Sie hatte von der Stiftung ge-
hört und nun ihr Verkaufsinteresse 
kundgetan. Möglicherweise kommt 
man mit ihr ins Geschäft. 
 Beide Strategien haben so ihre 
Probleme. In Bieterverfahren macht 
das überhöhte Preisniveau der Stif-

zur Verfügung stellen. Was er-
schwinglich ist, sieht bekanntlich in 
jeder Einkommensschicht wieder 
anders aus. Daher gibt es bei der 
PWG durchaus unterschiedliche 
Mieten. Laut Erhebungen liegen sie 
ein Drittel unter dem Markt. Ein-
kommens- und Belegungsvorschrif-
ten sollen dafür sorgen, dass nicht 
die Falschen von PWG-Wohnungen 
profitieren. Allerdings stellt man 
vermehrt fest, dass versucht wird, 
diese Restriktionen mit Untermiet-
verträgen zu unterlaufen. 
 Der Liegenschaftenbesitz der 
PWG ist über die ganze Stadt ver-
streut. Meist werden ja einzelne 
Wohn- und Gewerbehäuser erwor-
ben. Im Gegensatz zu den Genossen-
schaften besitzt die Stiftung keine 
ganzen Siedlungen. Zum städti-
schen Ziel, den gemeinnützigen 
Wohnungsbestand markant zu er-
höhen, trägt sie aber ebenfalls bei, 
da die PWG auch zu den Gemeinnüt-
zigen zählt. 

pWG als Bauherrin
Wenn sich die Gelegenheit ergibt, 
tritt die Stiftung auch als Bauherrin 
auf. Derzeit kann sie in der Nähe der 
Kreuzung Militär-/Langstrasse eine 
städtebauliche Lücke mit einem 
Neubau füllen. In Witikon konnte 
sie ein Areal mit Ausnützungsreser-
ven kaufen. Dort wird nun ein Ver-
dichtungsprojekt mit einem Neu-
bau aufgegleist. Bei der Bäckeranlage 
errichtete man im Jahr 2005 einen 
mehrgeschossigen Neubau. Zu den 
bekannten jüngeren Projekten zäh-
len die Gewerberäume, Ateliers und 
Läden «Im Viadukt» unter der SBB-
Brücke, wo auch eine Markthalle re-
alisiert wurde. 
 In der «Miethölle Zürich» ist die 
Tätigkeit der PWG fraglos segens-
reich. Alljährlich investiert sie in Lie-
genschaftenkäufe. 2011 wurden 70 
Wohnungen und etliche Gewer-
beräume für 39,3 Mio. Franken ge-
kauft und so der Spekulation entzo-
gen. Aus den Objekten wird eine 
normale Rendite erwirtschaftet. Der 
Gewinn – 2011 betrug er 5,1 Mio. 
Franken – ermöglicht dann neue In-
vestitionen. Das Eigenkapital lief zu 
beachtlichen 123 Mio. Franken auf. 
 Hat die PWG aber auch eine Wir-
kung auf dem Markt? «Wir sind ein 
kleiner Player», stellt Stiftungsrats-
präsident Andi Hoppler im jüngsten 
Jahresbericht klar. Der PWG gehört 
lediglich ein halbes Prozent der 
207'000 Wohnungen in Zürich. Das 
ist wenig im Vergleich zum Total. 
Aber viel, wenn man bedenkt, dass 
ohne PWG möglicherweise über 
1500 Wohn- und Gewerberäume 
nicht mehr erschwinglich wären 
und noch mehr Leute auf den Kreuz-
weg der Wohnungssuche geschickt 
worden wären. 

Die PWG baut an «unmöglichen» Orten (hier: Militärstrasse mitten im Kreis 4) ...
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In Solothurn herrscht noch eine fa-
miliäre Atmosphäre. Die Chance, 

auf dem Gang durch die Altstadt Be-
kannte zu treffen, ist hoch. Auch 
Prominente sind unterwegs. «Das 
war eben die Wetterfee Sandra Bo-
ner vom Fernsehen», raunt MV-Ge-
schäftsleiterin Alexandra Aerni, die 
den M&W-Gast vom Bahnhof abholt. 
Wenige Schritte später ist schon der 
nächste da: «Nicht gesehen? Das war 
Fernando von Arb, der Gitarrist der 
Rockband Krokus.»  Solothurn – 
Stadt der Promis?

turbulente phasen
Doch neben Glanz und Gloria gibt es 
auch den MV, der Mietenden bei Pro-
blemen zur Seite steht. Alexandra 
Aerni zählt zu den langjährig Enga-
gierten im Verband. Schon seit zwölf 
Jahren dient sie ihm in verschiede- 
nen Funktionen, heute als Geschäfts- 
leiterin des Kantonalverband. In die-
ser Zeit hat sie einiges erlebt. Die so-
lothurnische Mieterbewegung ging 
durch einige turbulente Phasen. 
Noch vor einigen Jahren stand es um 
den Kantonalverband schlecht. Er 
drohte in den gegenseitigen Rivalitä-
ten unterzugehen.
 Doch das ist heute Vergangen-
heit. Seit zwei Jahren bewegt sich 
der MV in ruhigen Gewässern. Unter 
Präsident Hans Jörg Werder schaut 
man nach vorn, die früheren Fehden 
zwischen den drei Sektionen Solo-
thurn, Olten und Grenchen sind vor-
bei. Mit 3300 Mitgliedern hat der 
Verband inzwischen eine stattliche 
Mitgliederzahl erreicht. Der Trend 
zeigt nach oben. «Es liegt noch eini-
ges drin», ist Alexandra Aerni über-
zeugt. Das brach liegende Potenzial 
soll in Zukunft vor allem durch ver-
besserte Dienstleistungen ausge-
schöpft werden. 
 So ist die Herausgabe eines News-
letters an die Mitglieder geplant. Sie 
können auf diese Weise schneller in-
formiert werden, etwa über mietre-
levante Bewegungen beim Referenz-
zins. Auch will man das Beratungs- 
angebot ausdehnen. E-Mail- und tele-
fonische Rechtsberatung sollen ver-
bessert bzw. ermöglicht werden. Bis 
jetzt läuft die Rechtsberatung zur 
Hauptsache  über feste Zeiten in der 

Geschäftsstelle jeweils am Montag 
und Mittwoch.

Stubenatmosphäre
Die Geschäftsstelle des MV liegt im 
Zentrum und ist für alle gut erreich-
bar. In dem Geschäftshaus, wo sie im 
zweiten Stock domiziliert ist, steht 
neben dem Sekretariat ein geräumi-
ger Beratungsraum zur Verfügung, 
den sich der MV mit der Frauenzent-
rale und Procap teilt. Ein antiker 
Schrank verströmt Stubenatmo-
sphäre, man fühlt sich hier schnell 
heimisch. 
 Der Blick geht weit zum Fenster 
hinaus, bis zu den drei Sonnenpark-
Hochhäusern. «Von dort hatten wir 
auch manche Klienten», erinnert 
sich Alexandra Aerni. Als die Wohn-
türme saniert wurden, gab es Proble-
me. Etliche Bewohner klopften beim 
MV um Rat an. 

 In Solothurn hat es nur wenig 
grosse Wohnsiedlungen. Dennoch 
kommen Ratsuchende mit allen 
möglichen Problemen zum MV: Kün-
digung, Schimmel in der Wohnung, 
Mietzinsherabsetzungen etc. «Wir 
haben dieselbe Palette an Themen 
wie überall», so Alexandra Aerni. 
Manchmal gibt es Fälle, die ihr ziem-
lich nahe gehen und die sie nicht so 
schnell vergisst. 

Menschliche Schicksale
Das war beim Amokläufer der Fall, 
der im November 2011 landesweit 
für Schlagzeilen sorgte. Der psy-
chisch angeschlagene Mann schoss 
mit einem Sturmgewehr um sich 
und richtete sich, von der Polizei in 
der Wohnung belagert, zuletzt sel-
ber. Im TV erkannte Alexandra Aerni 
den Täter als einstigen KV-Schulkol-
legen wieder. Einige Tage nach der 
Tat stand dessen Bruder vor der MV-
Türe. «Er war verzweifelt und wusste 
nicht, was tun. Er musste die Woh-
nung des Verstorbenen abgeben», er-
innert sich Alexandra Aerni. Natür-
lich half sie ihm. Die Wohnungs- 
abgabe gehört zum Kerngeschäft des 
MV. Doch sie tat das nicht ohne ein 
mulmiges Gefühl. 
 Ebenfalls unvergessen blieb jener 
Fall, wo ein Mieter Suizid beging. 

MV Kanton Solothurn
Der MV Kanton Solothurn wird seit 
2010 von Hans Jörg Werder präsi-
diert. Die Leiterin der Geschäftsstelle 
ist Alexandra Aerni. Im Vorstand ma-
chen folgenden Personen mit: Clivia 
Wullimann, Simon Willi, Lukas Bütti-
ker, Stephanie Selig, Ronny Rickli und 
Patrick Thomann. 

Nach turbulenten Jahren 
steuert der MV Kanton 
Solothurn in ruhigen  
Gewässern. Nun peilt er ein 
Mitgliederwachstum an. 

Solothurn auf dem Sprung nach vorn
p o r t r ä t

Auch hier nahmen die Angehörigen 
bei der Wohnungsauflösung die 
Dienste des MV in Anspruch. «Eine 
Wohnung abzugeben, von der be-
kannt ist, dass sich darin ein Mensch 
umgebracht hat, ist sehr speziell», 
sagt Alexandra Aerni. Auch jener 
Mieter ist ihr in Erinnerung geblie-
ben, der einsam in seiner Wohnung 
starb und niemand merkte es. Erst 
nach Tagen mobilisierten die Nach-
barn wegen des Gestanks die Polizei. 
Niemand hatte den Betroffenen ver-
misst. Menschliche Schicksale, mit 
denen auch der MV konfrontiert ist. 
 Falls nun der Eindruck entstan-
den sein sollte, Solothurn sei ein 
ganz besonderes Pflaster, so wäre 
dies natürlich vollkommen falsch. 
Das schmucke Städtchen ist so nor-
mal wie alle anderen in der Schweiz. 
Extremfälle, wie sie Alexandra Aerni 
erlebt hat, gibt es auch andernorts. 
«Natürlich helfe ich den Angehöri-
gen in einer Notsituation, wo es 
geht», sagt die Geschäftsleiterin. Die 
soziale Komponente gehört für sie 
einfach zu ihrem Job. Diesen empfin-
det sie denn auch als spannend und 
abwechslungsreich, selbst nach 
über einem Jahrzehnt im Amt. Alex-
andra Aerni ist voller Elan und will 
noch viel verwirklichen. Der MV So-
lothurn wird es ihr gewiss danken.

Da siehts gemütlich aus: MV-Geschäftsleiterin Alexandra Aerni im Beratungszimmer des MV Solothurn.

Bi
ld

 m
&

w



9Mieten & Wohnen 1| 2013

E n E r G i E E f f i z i E n t  K o c H E n  ( 4 )

Hilft ein Wasserkocher beim Spaghetti-Kochen?
Diese Frage führt immer wieder zu Dis-
kussionen: Kann man beim Spaghetti-Ko-
chen Energie sparen, wenn das Wasser 
zuerst mit dem Wasserkocher zum Sieden 
gebracht wird? Das wollten wir bei un- 
serem Messprojekt genau wissen und  

testeten zwei Me-
thoden. Zunächst 
brachten wir in ei-
ner Pfanne mit De-
ckel drauf 1.7 Liter 
kaltes Wasser auf 
der höchsten Stufe 
des Glaskeramik- 
Kochfeldes zum 
Sieden. Dann ga-
ben wir Salz und 

170 Gramm Spaghetti bei, reduzierten die 
Hitze auf Stufe 7 bis 8 und kochten die 
Teigwaren ohne Deckel, bis sie gar waren. 
Das dauerte elf Minuten. Wir registrier-
ten einen Stromverbrauch von 410 Watt-
stunden (Wh). Bei der zweiten Methode 
brachten wir dieselbe Menge Wasser im 

Wasserkocher zum Sieden, 
gossen es in die Pfanne, gaben 
etwas Salz und die 170 Gramm 
Spaghetti bei. Gleichzeitig 
wurde das Glaskeramik-Koch-
feld auf die höchste Stufe ge-
stellt. Nach rund 4 Minuten 
war das Wasser (wieder) am 
Siedepunkt. Die Erklärung für 
diese Verzögerung: Wenn das 
heisse Wasser in die kalte 
Pfanne gegeben wird, kühlt es 
sich zunächst etwas ab. Nach 
Erreichen des Siedepunktes 
gingen wir genau gleich vor 
wie bei der ersten Methode 
und kochten die Spaghetti elf 
Minuten lang. Das Messresul-
tat: Der Stromverbrauch von 
Wasserkocher und Kochfeld 
war mit insgesamt bei 413 Wh 
praktisch identisch. Der Grund für dieses 
«Nullsummenspiel»: Der Stromverbrauch 
des Kochfelds wird bei der Variante mit 

Wasserkocher zwar fast halbiert. Dieser 
Minderverbrauch wird jedoch durch den 
zusätzlichen Energieverbrauch des Was-

Anette Michel

serkochers wieder kompen-
siert. Für das Hilfsgerät konn-
ten wir nur einen kleinen 
Vorteil nachweisen: Die Spa-
ghetti waren nach insgesamt 
23 Minuten gar – zwei Minu-
ten schneller als beim alleini-
gen Kochen mit Pfanne.
    Das ist natürlich kein Plä- 
doyer gegen den Einsatz eines 
Wasserkochers – im Gegen-
teil. Damit lassen sich bei 
sinnvollen Anwendungen im 
Vergleich zum Erhitzen von 
Wasser auf dem Kochfeld rund 
50 Prozent Strom einsparen. 
Ob siedendes Wasser für Tee, 
Instant-Kaffee oder eine Bouil-
lon: Hier ist der Wasserkocher 
unschlagbar effizient.

* Bericht «Energieeffizienz von Kochmethoden» im 
Auftrag von WWF Schweiz und den Elektrizitäts-
werken des Kantons Zürich (EKZ): Download unter 
www.wwf.ch/kochen oder www.topten.ch

tritt auf die Mietpreisbremse
Die Schweiz tut sich schwer 
mit Massnahmen gegen 
die Mietexplosion. Nicht so 
Nachbar Deutschland:  
Dort hat die schwarzgelbe 
Koalition soeben eine  
Mietpreisbremse erlassen.

«Tu was gegen die Wohnungs-
not!»: So war es letzten Herbst 

auf Transparenten an einer Demons-
tration in Hamburg zu lesen. Vier-
tausend Leute gingen auf die Stra-
sse. Aber das war beileibe nicht der 
einzige Protest. In Berlin bekunde-
ten tausend und in Freiburg immer-
hin vierhundert Leute öffentlich ih-
ren Unmut über steigende Mieten 
und Wohnungsmangel. 

an der Schmerzgrenze
Nicht anders als bei uns bewegen 
sich die Wohnkosten in den deut-
schen Grossstädten an der Schmerz-
grenze. Sie seien auf einem Rekord-
niveau, klagt der Deutsche Mieter- 
bund (DMB). Allein im Jahr 2011 ver-
zeichnete man in den Ballungszent-
ren einen Mietanstieg von bis zu 
zehn Prozent. Rund ein Drittel der 
Haushaltseinkommen geht mittler-
weile für die Miete drauf. Bei Gering-

verdienern steigt die Quote oft auf 
45 Prozent. 
 Kommt dazu, dass in Deutsch-
land zu wenig Wohnungen gebaut 
werden. In den letzten vier Jahren 
kamen jährlich nur 168'000 bis 
186'000 Neuwohnungen auf den 
Markt, davon lediglich ein Drittel 
Mietwohnungen. Noch nie sind laut 
dem DMB so wenige Wohnungen ge-
baut worden. Studien ergaben, dass 
in den zehn Grossstädten heute 
schon mehr als 100'000 Wohnungen 
fehlen. Bis ins Jahr 2017 wird sich 
der Mangel noch stark akzentuie-
ren. Die Lage wird dadurch ver-
schärft, dass es immer weniger So- 
zialwohnungen gibt. Der Bestand ist 
in den letzten zehn Jahren um rund 
ein Drittel auf 1,6 Millionen ge-
schrumpft. 
 Schon lange warnte der Präsi-
dent des DMB, Franz-Georg Rips, vor 
einem Notstand: «Die Bundesregie-
rung muss jetzt gegensteuern», ver-
langte er. Die Mieter hätte nicht nur 
Anrecht auf Studien und Berichte, 
sondern auf konkrete Lösungen. 
Noch im Dezember 2012 hat Bundes-
kanzlerin Angela Merkel gehandelt. 
Und wie sieht nun die jüngste deut-
sche Mietreform aus?
 Im Zentrum steht eine Decke-
lung der Mieten: In gewissen Städten 
und Stadtvierteln dürfen die Wohn-

kosten binnen drei Jahren nur noch 
um bis zu 15 Prozent erhöht werden. 
Der bisher geltende Plafond lag bei 
20 Prozent und wurde also herabge-
setzt. Die Bundesländer müssen die 
jeweiligen Orte und Gebiete vorher 
festlegen. Der Haken: Die Mietpreis-
bremse betrifft nur die bestehenden 
Mieten, nicht aber die Neumieten, 
die besonders kräftig steigen. Aus 
FDP-Kreisen hiess es, dies sei «markt-
wirtschaftlich nicht sinnvoll». Wer 
teure Wohnungen baue, müsse sie 
auch durch die Mieten finanzieren. 
 Deswegen war die Mietreform 
auch sehr umstritten. Sie ging nur 
mit 308 gegen 262 Stimmen durch. 
Die Opposition aus SPD und Grünen 
bezeichnete sie als unzureichend. 
«Grosse Preissprünge müssen gerade 
bei Neuvermietungen verhindert 
werden», kritisierte Mieterbund-
Sprecher Ulrich Ropertz. Auch Kanz-
lerkandidat Peer Steinbrück mischte 
in der Debatte mit: «Was wir brau-
chen, ist ein nationaler Aktionsplan 
Wohnen und Stadtentwicklung», 
forderte er. 
 Der Mieterbund ist mit dem «Re-
förmchen» nicht zufrieden. Dies un-
ter anderem auch deshab, weil die 
Gelegenheit benutzt wurde, um 
gleichzeitig die Mieterrechte zu stut-
zen. Bei energetischen Sanierungen 
müssen Betroffene nun Lärm und 

Schmutz ohne Anspruch auf Mietre-
duktion hinnehmen. Die Bundesre-
gierung will damit die Eigentümer 
zu Sanierungen motivieren und so 
ihre Energiewende befördern. Ob es 
damit schneller geht? 

Spd will bezahlbares Wohnen
Nach all den Patzern ihres Kandida-
ten Steinbrück will die SPD nun den 
Mietnotstand ins Zentrum des Wahl-
kampfs rücken. «Bezahlbares Woh-
nen in der sozialen Stadt» heisst ein 
Strategiepapier. Darin wird gefor-
dert, dass der Anstieg der Mietpreise 
begrenzt wird, dass mehr in den so-
zialen Wohnungsbau investiert und 
dass eine aktive Wohnungspolitik 
betrieben wird. Konkret soll es eine 
Mietpreisbremse auch bei Neuver-
mietungen geben. Dort soll die Mie-
te nicht mehr als 10 Prozent über der 
ortsüblichen Vergleichsmiete liegen 
dürfen. Auch sollen Vermieter nur 
maximal 9 Prozent der Sanierungs-
kosten pro Jahr auf den Mieter umle-
gen dürfen. Dadurch soll verhindert 
werden, dass Mietende der Sanie-
rungswelle zum Opfer fallen und 
rausgeworfen werden. 
 Liest man die Forderungen, so 
lässt sich sagen: In Deutschland und 
in der Schweiz gleichen sich die 
Mietprobleme stark. Und auch die 
Lösungsvorschläge.  

Der Wasserkocher ist meist unschlagbar – aber auch 
nicht immer.
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  H o t l i n E
0900 900800 
(cHf 3.70/Min., 
aus dem 
festnetz) 
Ab Verbindung mit
dem/r RechtsberaterIn
Kurze telefonische Rechtsaus-
künfte des Schweizerischen  
Mieterinnen- und Mieterver-
bandes: Mo bis Fr, 9 bis 15 Uhr

Haben Sie 
Mietprobleme?

www.facebook.com/
mieterverband

Die Liegenschaft, in der Sie wohnen, soll 
verkauft werden. Warum nicht zusammen 
das Haus erwerben? www.aproprio.ch

Ein Beratungsangebot der Stiftung PWG für Mietende der Stadt Zürich.

KAM-oeko-LOGISCH
TEL/FAX 044 272 14 44

www.kamoeko.ch

REINIGUNGSSERVICE
Wohn-, Büro- und Gebäudereinigung, 

Daueraufträge aller Art, 
Zwischenreinigungen, 
kostenlose Beratung  

und Offerte mit Abgabegarantie

UMzUGSSERVICE
Umzüge + Entsorgung + Reinigungen
2 Fachmänner + LKW + Versicherung 

Fr. 140.–/Std. Gratisofferte

l E S E r B r i E f

auch Bern ist eine Mietzinshölle
Liest man M&W, bekommt man 

den Eindruck, dass nur Zürich 
mit hohen Mietzinsen zu kämpfen 
hat. Kein Wort davon, dass sich auch 
der Kanton Bern auf dem besten 
Weg zur Mietzinshölle befindet und 
auch schon eine ist! Eine allgemeine 
Sanierungswelle und Renovationitis 
ist ausgebrochen. Langjährigen Mie-
tern wird gekündigt, die in bezahl-
baren Wohnungen gelebt haben 

und sich nun mit knapp 3200 Fran-
ken Rente eine neue Wohnung su-
chen müssen. 
 Die Mieten für eine Zweizimmer-
Wohnung bewegen sich zwischen 
1200 und 1700 Franken je nach Aus-
führung, will man nicht einfach in 
ein sanierungsbedürftiges «Loch» 
einziehen. Für eine Einzelperson 
einfach zu teuer, denn mit Wohnen 
allein hat man noch nicht gegessen 
und seine Rechnungen bezahlt. Der 
geneigte Leser rechne, wie man mit 
10,5 Monatsrenten 12 Monate lang 
lebt mit einem monatlichen Miet-
zins von 1200 Franken. Dass die Al-
ten durchwegs reich seien, da kann 
ich nur lachen. Es sind ganze Armeen  

von Alten unter uns, die wenig und 
noch weniger haben. Aber es ist halt 
populärer, in den Medien ständig 
über die «reichen Alten» zu polemi-
sieren.    
 Was wir Älteren brauchen, sind 
Zwei- bis Zweieinhalbzimmer-Woh-
nungen unter 1000 Franken brutto.  
Wer auf den öffentlichen Verkehr 
angewiesen ist, möchte in Stadtnähe 
bleiben bzw. dort, wo er sich wohl 
fühlt, sich auskennt und sein Bezie-
hungsnetz hat. Er will nicht gezwun-
gen sein, in eine andere Stadt oder 
einen anderen Kanton (Biel, Frei-
burg) zu ziehen, weil es dort (noch) 
günstige Wohnungen hat. Alte Bäu-
me verpflanzt man auch nicht. Es ist 
ja schon schlimm genug, dass man 
wegen einer Totalsanierung die Kün-
digung erhält und in eine viel teure-
re Wohnung ziehen muss, weil güns-
tige Wohnungen schlicht fehlen.  
 Das haben wir Alten nicht ver-
dient! Also, die grosse Bitte an die Be-
hörden: Lasst euch etwas Gescheites 
einfallen wie etwa eine  «IG unter 
1000 Franken für Alterswohnun-
gen».    Martina Roggli, per E-Mail

n E W S

der MV wächst
Genau 114'560 Mitglieder zählte der 
Schweizerische Mieterinnen- und 
Mieterverband Deutschschweiz 
(SMV/D) Ende des letzten Jahres. Das 
ist ein neuer Rekord. Alle Sektionen 
verzeichneten ein Wachstum, insbe-
sondere Zürich, die beiden Basel so-
wie die Ostschweiz. Innert zehn Jah-
ren ist die Mieterbewegung in der 
deutschen Schweiz um rund 15 Pro-
zent gewachsen. 

W o H n u n G S S t a t i S t i K

Black Box Bern soll transparenter werden
Man weiss viel zu wenig 
über die Wohnungen in der 
Agglomeration Bern. Das 
beanstandet der MV.

Der Leerwohnungsbestand in 
Bern beträgt 0,45%. Es herrscht 

Wohnungsnot. Hohe Mieten plagen 
viele Einwohnerinnen und Einwoh-
ner. Nicht nur in der Stadt, sondern 
auch in den Nachbargemeinden wie 
Köniz, Ostermundigen oder Brem-
garten. Wer aber den Markt genauer 
analysieren will, stösst auf grosse 
Schwierigkeiten. 

 Es gibt vorwiegend Daten, die auf 
die letzte Volkszählung zurückge-
hen. Und die ist bekanntlich über 
zehn Jahre alt. Andere Daten, wie 
zum Beispiel solche über gemein-
nützig erstellte Wohnungen, gibt es 
in brauchbarer Genauigkeit nicht. 
Zwar soll nun eine neues eidgenössi-
sches Gebäude- und Wohnungsregis-
ter eingeführt werden. Doch bis die-
ses steht, wird es 2014. 

Günstige angebote fehlen
Daher hat die Regionalgruppe Bern 
des MV eine Analyse der Entwick-
lung der letzten zehn Jahre erstellt. 

Diese liegt jetzt vor. Es zeigt sich, 
dass auch in den Gemeinden günsti-
ge Wohnangebote fehlen. Die Miet-
preisentwicklung, aber teils auch 
die Verbreitung der verschiedenen 
Wohnungstypen bleiben allzuoft im 
Dunkeln. Für eine vernünftige Pla-
nung keine gute Grundlage. Der MV 
verlangt deshalb, dass die Gemein-
den eigene Daten in diesem Bereich 
erheben. Ziel ist selbstredend, Mass-
nahmen zur Linderung der Woh-
nungsnot zu planen. «Das ist dring-
lich», heisst es im Bericht der Re- 
gionalgruppe. Punkto Entwicklung 
der Mietpreise stellt der Bericht für 

die Stadt Bern in den letzten zehn 
Jahren einen Anstieg fest, der deut-
lich über der Teuerung liegt. Eine 
durchschnittliche Dreizimmerwoh-
nung kostet heute gut 150 Franken 
mehr als noch vor zehn Jahren, mög-
licherweise sogar noch einiges 
mehr, da die Berechnungen auf-
grund mangelnder Daten ungenau 
sind. Aber auch in Bern ist es so, dass 
die Angebotsmieten 25% über den 
Bestandesmieten liegen. Es gibt aber 
sogar noch grössere Differenzen von 
bis zu 40%. 
 Download der Studie auf www.mie-
terverband/bern
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Soll ich eine Betreibung riskieren?
Frage: Mein ehemaliger Vermieter droht 
mir die Betreibung an, weil er der Ansicht 
ist, ich würde ihm noch 500 Franken für 
einen defekten Rollladen schulden. Soll ich 
den Betrag bezahlen, obwohl ich nicht da-
mit einverstanden bin? Eine Betreibung 
will ich auf jeden Fall vermeiden.    
Hotline: In der Schweiz kann jeder 
jeden betreiben, ohne Begründung. 
Wenn Sie betrieben werden, können 
Sie aber Rechtsvorschlag erheben. 
Dann ist die Betreibung zumindest 
vorläufig gestoppt. In Ihrem Fall 
müsste der Vermieter nach einem 
Rechtsvorschlag an die Mietschlich-
tungsbehörde gelangen, sofern er an 
seiner Forderung festhalten will. 
 Ein Problem ist in solchen Fällen 
allerdings der völlig ungenügende 

Datenschutz im schweizerischen Be-
treibungsrecht. Wer ein Interesse da-
ran nachweisen kann, erhält vom 
Betreibungsamt einen Auszug aus 
ihrem Betreibungsregister. Wenn 
Sie sich für eine Wohnung bewer-
ben, müssen Sie meistens sogar 
selbst einen solchen mitbringen. Er-
heben Sie Rechtsvorschlag und der 
Vermieter gelangt anschliessend 
nicht an die Mietschlichtungsbehör-
de, sondern lässt die Sache auf sich 
beruhen, bleibt die betreffende Be-
treibung trotzdem im Betreibungs-
registerauszug vermerkt. 
 Nicht mehr der Fall ist dies nur 
dann, wenn der Vermieter die Betrei-
bung zurückgezogen hat oder wenn 
die betreffende Forderung durch ei-

Frage: In meinem Gewerberaum stehen 
grosse Regale, die der Vormieter einge-
baut hat. Im Antrittsprotokoll steht auch, 
diese seien «vom Vormieter übernom-
men». Muss ich diese jetzt entfernen, 
wenn ich ausziehe? 
Hotline: Darüber kann man sich 
streiten. Das Waadtländer Kantons-
gericht hat im Jahr 1988 einmal ent-

schieden, eine solche Bemerkung im 
Antrittsprotokoll genüge nicht, da-
mit der Mieter die vom Vormieter 
eingebauten Einrichtungen entfer-
nen muss. Die Mieterschaft sei nur 
dann zur Entfernung von Einrich-
tungen des Vormieters verpflichtet, 
wenn dies ausdrücklich im Mietver-
trag oder Antrittsprotokoll stehe. 

 Sie könnten sich also weigern, 
die Regale zu entfernen, und auf das 
erwähnte Urteil verweisen. Dieses 
ist auch im allseits anerkannten 
Mietrechtskommentar von Pierre 
Lachat «Mietrecht für die Praxis» 
(Seite 706) erwähnt, der erst 2009 
mit einer Neuauflage herausgekom-
men ist. Ob Sie mit dieser Auffas-

sung im Streitfall durchdringen 
würden, ist allerdings offen. Viele 
Mietschlichtungsbehörden und Ge-
richte werden sich kaum der Auffas-
sung des Waadtländer Kantonsge-
richts aus dem Jahre 1988 an- 
schliessen. 

Muss ich die regale entfernen?

nen rechtskräftigen Entscheid für 
unzulässig erklärt worden ist. So-
fern es zu einem Verfahren vor der 
Schlichtungsbehörde kommt, drän-
gen Sie also darauf, dass der Vermie-
ter einen Rückzug der Betreibung zu 

Protokoll gibt. Im eidgenössischen 
Parlament ist übrigens eine Geset-
zesänderung hängig, welche verhin-
dern soll, dass derartige Betreibun-
gen an Dritte bekannt gegeben 
werden. 

H a u S H a l t

lebensmittelverschwendung muss nicht sein
Zu viele Lebensmittel 
werden weggeworfen. Wer 
beim Einkaufen besser 
plant, kann Verschwen-
dung verhindern. Was 
muss man beachten?

Nicht Industrie und Handel sind 
die grossen Lebensmittel-Ver-

schwender, sondern die Haushalte. 
Jährlich werden pro Kopf 117 Kilo 
noch brauchbare Nahrungsmittel 
weggeworfen. Das entspricht fast 
einer Mahlzeit pro Tag. Dies hat der 
WWF aufgrund von zwei Studien 
ausgerechnet. Das Resultat über-
rascht. 
 Bisher nahm man an, dass Her-
steller und Händler am meisten 
wegwerfen. Grosse Mülltonnen, 
vollgestopft mit weggeworfenem 
Gemüse oder Fleisch, auf Märkten 
und hinter Gastrobetrieben deuten 
jeweils darauf hin. Dort fallen aber 

halt zu gebieten? Der WWF gibt fol-
gende Tipps:
�	Bewusster einkaufen und die 
nötigen Mengen gut planen. Zum 
Beispiel Frischprodukte häufiger 
posten statt nur einmal pro Woche 
bei einem ungezielten Grosseinkauf
�	Prüfen, ob abgelaufene Produk-
te wirklich nicht mehr geniessbar 
sind. Meist können Reis, Guetzli, 
Joghurt oder Käse problemlos über 
das Ablaufdatum hinaus konsu-
miert werden. Hingegen muss man 
beim Fleisch aufpassen!
�	Reste mit kreativen Rezepten 
verwerten
�	Lebensmittel gut aufbewahren. 
Küh gelagert und luftdicht ver-
schlossen halten sie länger. 
�	Beim Einkauf auch mal kleine-
re Äpfel oder Kartoffeln, Gurken 
und Gemüse nehmen, die etwas 
unförmig sind und nicht der Ideal-
norm entsprechen, damit sie nicht 
liegen bleiben
 Mehr Infos: www.wwf.ch
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Der gute TippDer gute Tipp

Zu viele Esswaren landen täglich 
im Abfall.

«nur» 45 Prozent der Verluste an. Die 
Hauptsünden geschehen in den Kü-
chen und Stuben. Im Eimer landen 
nicht nur Tellerreste und Kochüber-
schüsse, sondern auch Produkte, die 
zu viel oder irrtümlich eingekauft 
wurden oder die als nicht mehr ge-
nügend frisch erachtet werden. 

darf es nur top-frisch sein?
Beispiel Brot: Hier gehen die meisten 
Verluste aufs Konto der Erwartung, 
von morgens bis abends nur frische 
Brote zu essen, anstatt auch Reste zu 
verwerten. «Brotverluste können mit 
einem etwas bewussteren Umgang 
massiv reduziert werden», meint der 
WWF. Dies sei besonders angesichts 
der weltweit steigenden Getreide-
preise sinnvoll. 
 Wegen der Ansprüche der Kund-
schaft landet schon bei der Herstel-
lung viel Obst und Gemüse im Ab-
fall. Haben Sie gewusst, dass in 
einem Ostschweizer Apfelsortierbe-
trieb jeder Apfel 36 Mal fotografiert 
und digital beurteilt wird? Die 
schönsten Äpfel werden als 1. Klass-
Obst verkauft, die weniger schönen 
als 2. Klass-Ware. Ein Teil des Rests 
wandert in die Mülltonne. 

Gezielter einkaufen
Was kann man im Haushalt tun, um 
der Lebensmittelverschwendung Ein- 

Das Betreibungsrecht ist heute noch unbefriedigend geregelt.
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Gibt es eine Miete nach dem tod?
Mit dem Tod erlischt ein 
Mietverhältnis keineswegs 
automatisch. Das müssen 
alle Angehörigen wissen. 
Sonst bezahlen sie unter 
Umständen noch für eine 
längere Zeit den Mietzins.

Ein betagter Mieter ist verstorben. 
Noch vor wenigen Monaten hat 

er eine neue Wohnung gemietet, die  
gemäss Mietvertrag erst in zwei Jah-
ren gekündigt werden kann. Müssen 
seine Erben nun so lange den Miet-
zins bezahlen? Nein, gemäss Artikel 
266i OR gibt es beim Tod eines Mie-
ters oder einer Mieterin eine speziel-
le Kündigungsmöglichkeit, die allen 
vertraglichen Vereinbarungen vor-
geht. 

Sofort kündigen
Die Erben können innert Frist auf 
den nächsten gesetzlichen Termin 
kündigen. Die normale Frist beträgt 
drei Monate für Wohnungen und 
sechs Monate für Geschäftsräume. 
Der gesetzliche Termin für die Kün-
digung hängt davon ab, was ortsüb-
lich ist. Doch aufgepasst: Die Erben 
müssen ihr ausserordentliches Kün-
digungsrecht gemäss dem erwähn-
ten Artikel im Obligationenrecht 
grundsätzlich sofort ausüben. Ist ein 
Mieter im Februar gestorben und 
der nächste ortsübliche Kündi-
gungstermin ist der 31. Mai, müssen 
sie also auf diesen kündigen. Sonst 
verlieren sie ihr Recht und müssen 
sich an die vertraglichen Kündi-
gungsmöglichkeiten halten. Ist der 
Tod des Mieters kurz vor Beginn der 
Kündigungsfrist eingetreten, ge-
steht man den Erben in der Regel al-
lerdings eine Bedenkfrist von viel-
leicht zwei Wochen zu. 
 Wenn die Erben dies bevorzugen, 
müssen sie ihr ausserordentliches 
Kündigungsrecht jedoch nicht aus-
üben und können die Wohnung des 
Verstorbenen unter Einhaltung der 
vertraglichen Kündigungsfristen 
und -termine kündigen. Zudem ha-
ben sie, wie alle Mietenden, die Mög-
lichkeit, ausserterminlich oder soge-
nannt vorzeitig auszuziehen und 
eine Nachmieterschaft zu stellen 
(Art. 264 OR). Damit können sie sich 
ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist von ihren Pflichten aus dem 
Mietvertrag befreien. Diese  Möglich-
keit wird in der Regel dann bedeut-
sam, wenn der Mietvertrag langfris-

tig nicht kündbar ist und die Erben 
die ausserordentliche Kündigung 
verpasst haben. 

Wenn die Wohnung renoviert 
wird
In der Regel empfiehlt es sich für die 
Erben, mit dem Vermieter das Ge-
spräch über die Auflösung des Miet-
verhältnisses zu suchen. Denn wenn 
der Verstorbene jahrzehntelang in 
der betreffenden Wohnung gelebt 
hat, muss diese meistens renoviert 
werden. Manchmal ist der Vermieter 
daran interessiert, möglichst bald 
mit der Renovation zu beginnen, 
und er erklärt sich deshalb zu einer 
kurzfristigen Auflösung des Mietver-
hältnisses im gegenseitigen Einver-
nehmen bereit. 
 Wenn ein Vermieter mit Renova-
tionen beginnt, schulden ihm die Er-
ben des Mieters aber auf keinen Fall 
mehr Mietzins. Eine solche Aufhe-
bung des Mietvertrags sollte man 
schriftlich vereinbaren. Eine Kündi-
gung im Todesfall kann in formeller 
Hinsicht eine ziemliche Herausfor-
derung darstellen. Denn gemäss Ge-
setz bilden die verschiedenen Erben 
eine Gemeinschaft, die nur einstim-
mig entscheiden kann. Folglich 
muss die Kündigung von sämtlichen 
Erben unterzeichnet sein. Eine Aus-

nahme gilt, wenn eine einzelne Per-
son zur Vertretung der Erben bevoll-
mächtigt ist. In Wirklichkeit werden 
diese Formalitäten oft nicht einge-
halten. Immer wieder kommt es vor, 
dass nur einer von mehreren Nach-
kommen die Kündigung unter-
schreibt, ohne über eine entspre-
chende Vollmacht zu verfügen. Oft 
gibt es keine Probleme, weil der Ver-
mieter die Kündigung akzeptiert. 
Darauf verlassen sollten sich die Er-
ben jedoch nicht. 

Wer nicht will, wird nicht Erbe
Nach schweizerischem Recht über-
nehmen die Erben alle Rechte und 

Pflichten der Verstorbenen. Das 
heisst, man kann auch Schulden er-
ben. Um sich vor einer überschulde-
ten Erbschaft zu schützen, können 
die Nachkommen das Erbe aber aus-
schlagen. Erben, die das tun, schul-
den keinen Mietzins für die Woh-
nung des Verstorbenen. Schlagen 
sämtliche Erben die Erbschaft aus, 
hat der Vermieter Pech. Dann wird 
über den Nachlass der Konkurs er-
öffnet, wobei der Besitzer häufig leer 
ausgeht. 
 Kompliziert wird es, wenn ein 
Verstorbener die Wohnung nicht al-
lein gemietet hat. Dann können sei-
ne Erben nur kündigen, wenn alle 

nicht ohne einen Erbschein?
rsp. Hin und wieder gibt es Vermieter, 
die sich nach dem Tod eines Mieters 
besondern spitzfindig geben. Indem 
sie etwa erklären, sie akzpetierten die 
Kündigung der Wohnung des Verstor-
benen erst, wenn man ihnen die Erb-
scheine aller Erben vorlege. Da es eini-
ge Monate dauern kann, bis die amt- 
lichen Erbscheine ausgestellt sind, 
könnten die Erben dann lange Zeit 
nicht kündigen und müssten Mietzins 
zahlen. Rechtlich gesehen ist das aber 
unsinn. Wenn ein Vermieter an der 

Kündigungsberechtigung der Erben 
zweifelt, müssen diese im Streitfall 
unter umständen zwar tatsächlich 
der Mietschlichtungsbehörde oder 
dem Gericht einen Erbschein vorwei-
sen. Wenn sie das getan haben, wird 
dann aber rückwirkend festgestellt, 
dass die seinerzeitige Kündigung gül-
tig war. Ein Vermieter kann die Auflö-
sung des Mietverhältnisses nicht hin-
auszögern, indem er auf einem 
Erbschein besteht. Das käme denn 
auch einer Schikane gleich.

Nach einem Hinschied müssen die Hinterbliebenen an die Miete des Verstorbenen denken.
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Gibt es eine Miete nach dem tod?

Mietenden die Kündigung mitunter-
zeichnen. Das gilt sowohl für eine 
ausserordentliche Kündigung als 
auch für eine reguläre gemäss Miet-
vertrag. Handelt es sich um die Woh-
nung eines Ehepaars, und der über-
lebende Ehepartner will in der 
Wohnung bleiben, ist es meistens 
zweckmässig, nicht zu kündigen. 
Die übrigen Erben, meistens die 
Nachkommen, haften in diesem Fall 
aber zusammen mit dem überleben-
den Ehepartner für den Mietzins. 
Kündigung durch den Vermieter
Der Vermieter hat beim Tod eines 
Mieters kein ausserordentliches 
Kündigungsrecht. Im Gegenteil, er 
kann nicht einmal ohne weiteres re-
gulär kündigen. Ein Beispiel: Der 
Ehemannn ist gestorben, nun kün-
digt der Vermieter der Witwe. Wenn 
der Todesfall der Grund für die Kün-
digung ist, kann die Witwe diese mit 
guten Erfolgsaussichten als miss-
bräuchlich anfechten. Nicht miss-
bräuchlich ist eine solche Kündi-
gung nur dann, wenn es einen 
ernsthaften Grund dafür gibt. Etwa 
wenn die Witwe schwer dement ist 
und befürchtet werden muss, ohne 
ihren Ehemann würde sie beispiels-
weise den Kochherd nicht mehr ab-
stellen oder sonstwie  einen Brand 
verursachen.  Ruedi Spöndlin
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E n E r G i E  S p a r E n

lEd gut – alles gut?
Kommt jetzt die Stunde der 
LED-Leuchten? Sie können 
eine Alternative sein, müs-
sen jedoch Qualitätsanforde-
rungen erfüllen. 

Bei einer 60-Watt-Glühbirne wuss-
te man, was man hat: Kaufpreise 

von einem Franken pro Stück, volle 
Helligkeit gleich nach dem Einschal-
ten und flackerfreies, warmweisses 
Licht. Doch 95 Prozent entwichen 
als Wärme. Effizient war das nicht. 
Dies war denn auch der Haupt-
grund, weshalb die Glühlampen 
vom Markt verbannt wurden. 
 Wie sieht es mit den Alternativen 
aus? Eco-Halogenglühlampen brau-
chen für gleich viel Licht rund 30 
Prozent weniger Strom. Schon lange 
bekannt sind Leuchtstofflampen 
und Sparlampen, die etwa 80 Pro-
zent weniger Strom brauchen. Zu ei-
ner zunehmend attraktiven Alterna-
tive werden Licht emittierende 
Dioden (LED) in Lampen und Leuch-
ten. Kann man sie mit herkömmli-
chen Leuchtmitteln vergleichen?

lumen statt Watt
«Die meisten Konsumenten haben 
sich bisher an der Wattzahl orien-
tiert. Es galt: Je mehr Watt, desto hel-
ler», sagt Felix Frey, Bereichsleiter 
Elektrogeräte im Bundesamt für 
Energie. Sollen unterschiedliche 
Leuchtmittel nach ihrer Lichtstärke 
verglichen werden, hilft die Watt-
zahl nicht weiter. Entscheidend ist 
der sogenannte «Lichtstrom». Das ist 
die gesamte Lichtmenge, die eine 
Lampe abgibt. Das Mass dafür heisst 

Lumen. «Nur wenn wir in Lumen zu 
denken beginnen, können wir in Zu-
kunft sicher sein, dass wir die richti-
ge Lampe kaufen», erklärt Frey. Dazu 
ein Beispiel: 
	 Eine 60-Watt-Glühlampe erzeugt 
rund 800 Lumen. Qualitativ gute 
LED-Lampen benötigen für dieselbe 
Lichtmenge jedoch nur 11 oder 12 
Watt. Damit lässt sich die Energieef-
fizienz vergleichen: Teilt man die 
Lichtmenge (Lumen) durch die Leis-
tung (Watt), ergibt das die Lichtaus-
beute. Bei der Glühlampe liegt sie 
bei rund 13 Lumen pro Watt (lm/W), 
bei den LED-Lampen hingegen bei 66 
bzw. 72 lm/W und mehr. Gute LED-
Lampen sind bei vergleichbarer 
Lichtmenge also mindestens fünf-
mal effizienter. 

lEd-Qualitätscharta hilft
Hohe Energieeffizienz allein reicht 
jedoch als Qualitätskriterium für 
LED nicht aus. Welche weiteren An-
forderungen müssen LED-Lampen 
erfüllen, um im Wohnbereich eine 
gute Alternative zu sein? Hier wird 
es für Konsumenten schwierig, die 
Übersicht zu haben, denn der LED-
Markt entwickelt sich rasend 
schnell. Gleichzeitig fehlt es noch an 
verbindlichen Standards. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass die Produk-
tedeklarationen oft mangelhaft 
sind. Die EU hat deshalb einen frei-
willigen Standard formuliert. Dies 
soll es Konsumenten erleichtern, 
qualitativ hochwertige Produkte 
von minderwertiger Ware klar zu 
unterscheiden. 
 Zu den Anforderungen für hoch-
wertige LED-Lampen gehören neben 
einer bestimmten Mindesteffizienz, 

die der technischen Entwicklung an-
gepasst wird, unter anderem eine 
umfassende Deklaration mit Anga-
ben zu Leistungsaufnahme, Licht-
strom, Lebensdauer etc. und der 
Farbwiedergabeindex «Ra», der an-
gibt, wie natürlich Farben im Licht 
einer Lampe wirken. Der Bestwert ist 
ein Ra 100. Gute LED-Lampen haben 
einen Ra 80 bis 95. Als Mindestanfor-
derung für LED-Lampen fordert die 
Charta einen Ra 80. Was darunter 
liegt, ist ungenügend. Das kann man 
vor dem Kauf einer LED-Lampe tes-
ten, indem man die Hand unter die 
brennende LED-Lampe hält. Er-
scheint die Farbe der Haut natür-
lich, ist die Farbwiedergabe gut.
�	Auch die Farbtemperatur ist 
wichtig. Diese wird in Kelvin angege-
ben und gibt den Blau- bzw. Rotan-
teil des Lichts an. Glühlampen (2700 
Kelvin) und Halogenglühlampen 
(3000 Kelvin) erzeugen rötliches 
Licht, an das wir uns im Wohnbe-
reich gewöhnt haben und das als 
«Warmweiss» bezeichnet wird. Für 
LED-Lampen im Wohnbereich sind 
deshalb minimal 2600 Kelvin und 
maximal 3000 Kelvin gefordert.
�	LED-Lampen müssen zudem min-
destens 15‘000 Stunden einwandfrei 
brennen, in weniger als einer halben 
Sekunde volle Helligkeit erreichen 
und in gedimmtem Zustand nicht 
flackern. Bei vorzeitigem Ausfall gilt 
für Konsumenten eine Ersatzgaran-
tie von mindestens zwei Jahren.
 Wenn diese Kriterien erfüllt sind, 
können Konsumenten davon ausge-
hen, dass LED-Lampen im Wohnbe-
reich ihre Vorteile voll zur Geltung 
bringen. 

lEd rechnet sich auf dauer
LED-Lampen sind im Vergleich zu Ha-
logenglühlampen teuer. Berücksich-
tigt man nicht nur die Anschaffungs-, 
sondern auch die Betriebskosten, rela-
tiviert sich die Preisfrage: Eine warm-
weisse und dimmbare 12-Watt-LED-
Lampe mit 810 Lumen, einer Lebens- 
dauer von 25’000 Stunden, 100’000 
Ein-/Ausschaltungen und einem sehr 
guten Farbwiedergabeindex von 90 
kostet zwar 69 Franken. Über eine Be-
triebszeit von fünfzehn Jahren kom-
men aber lediglich Stromkosten von 
36 Franken hinzu. Das ergibt 105 Fran-
ken oder 7 Franken pro Jahr. 
 Wird das Licht mit einer gleich hel-
len 42-Watt-Halogenglühlampe er-
zeugt, belaufen sich die Strom- und 
Ersatzlampenkosten über die gleiche 

Zeitdauer auf rund 150 Franken. Noch 
besser sieht die Rechnung für einen 
hochwertigen LED-Spot aus. Dieser er-
zeugt mit 3,8 Watt 209 Lumen, genau 
so viel wie ein herkömmlicher 35- 
Watt-Halogenspot. Der Kaufpreis des 
LED-Spots mit eine Lebensdauer von 
20’000 Stunden beträgt zwar 34 Fran-
ken. In fünfzehn Jahren verbraucht er 
aber nur Strom für elf Franken.  Das er-
gibt insgesamt 45 Franken. Ein ver-
gleichbarer Halogenspot verursacht 
im selben Zeitraum Stromkosten von 
105 Franken. Hinzu kommen aufgrund 
der kurzen Lebensdauer von 2000 
Stunden noch rund 50 Franken Ersatz-
kosten. In der Gesamtrechnung steht 
der LED-Spot mit etwa einem Drittel 
der Kosten wesentlich besser da. 

Service
Infos zu LED:
 www.energieschweiz.ch(Wohnen, 
Beleuchtung)
 www.topten.ch/LED-Lampen (Quali-
tativ gute LED-Lampen und –leuchten)
 www.toplicht.ch (Minergie-zertifi-
zierte LED-Leuchten)

LED-Leuchten werden mittelfristig den 
Markt dominieren.
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a a r G a u
MV aargau, PF, 5600 Lenzburg 2
www.mvag.ch, e-mail: mvag@mvag.ch
Rechtsberatung: 062 888 10 38

Telefonische Rechtsberatung: 
Nur für Mitglieder: Di 13–17h,
Allgemein: Mo und Di 8–12h,  
Do 14–18h, Sa 8–12h
Sekretariat: Mo bis Fr 8–12h

B a S E l
MV Basel 
www.mieterverband.ch/basel und 
www.mvbasel.ch
Am Claraplatz (Clarastrasse 2, PF 396, 
4005 Basel)
Tel. 061 666 60 90, Fax 061 666 60 98
Mo-Fr 9–12h, Mo–Do 13–16h 
Persönliche Rechtsberatung:
Kostenlose Rechtsberatung für MV-
Mitglieder. Für Nicht-Mitglieder Unkos-
tenbeitrag 
Sprechstunde: Mo–Do 17–19h (Einlass 
16.30–18.30h) am Claraplatz, ohne Vor-
anmeldung  
Termine: Mo-Sa, auf Voranmeldung 
Tel. Rechtsberatung:
Tel. 061 666 69 69 Mo-Fr 9–12h,  
Mo–Do 13–16h (Ortstarif) 
Wohnfachberatung: Wohnungsabgaben 
und Fachberatung bei Mängeln:  
061 666 60 90 (Desk)
oder 061 666 60 99 (Band) 
Schriftliche Prüfung Ihrer Unterlagen: 
Rechtsberatung, PF 396, 4005 Basel 
oder info@mvbasel.ch 
Gruppenberatungen, Sammelklagen: 
Kontakt 061 666 60 90 (Desk)  
oder 061 666 69 66 (Band)

B a S E l l a n d
MV Baselland & dorneck-thierstein 
Pfluggässlein 1, 4001 Basel
www.mieterverband.ch/baselland
Tel. 061 555 56 50 (keine Rechts-
auskünfte) Fax 061 555 56 58
Mo–Fr 9–12, Mo–Do 13–16h 
Telefonische Rechtsberatung 
Tel. 061 555 56 56
Mo–Do 13–16 h

Persönliche Rechtsberatung:

liestal, Mo 17.30–18.30h Gitterlistr. 8 
(Advokaturbüro)

Basel, Di und Do 17 bis 18.30 h, Pflug-
gässlein 1 

Binningen, Di 17.30 – 18.30h, Curt 
Goetz-Str. 1 (Gemeindeverwaltung
(nicht in den Schulferien)

reinach, Mi 17.30 – 18.30h, Hauptstr. 10 
(Gemeindeverwaltung)

B E r n
MV Kanton Bern 
Monbijoustrasse 61, 2. Stock,  
3007 Bern, PF, 3000 Bern 23,  
Tel. 0848 844 844 
www.mieterverband.ch/bern 
Rechtsberatung: 
Kostenlose Rechtsberatung für MV-Mit-
glieder durch spezialisierte Juristin-
nen und Juristen an folgenden Orten: 
Bern, Biel, Burgdorf, Interlaken,  
Langenthal, Münsingen, Urtenen-
Schönbühl, Steffisburg, Thun

Sprechstunden für alle Orte nur nach  
Voranmeldung bei der Geschäftsstelle: 

Tel. 0848 844 844. 
Bitte sämtl. Unterlagen mitbringen.

f r E i B u r G
MV deutschfreiburg, 
PF 41, 3185 Schmitten, 
Tel. 026 496 46 88 (keine tel. Rechts- 
auskünfte), E-mail: mieterverband.
deutschfreiburg@gmx.ch
Sekretariat: Susanne Heiniger

Rechtsberatung: 
düdingen: «Stiftung Drei Rosen»  
(Lokal Spielgruppe) Alfons-Aeby- 
Strasse 15, jeden 2. und 4. Mi im  
Monat, 19.30–20.30h)

Murten: Deutsche Bibliothek, Deut-
sche Kirchgasse, jeden 1.+3. Mo im  
Monat, 19–20h

freiburg: Alpengasse 11, 2. Stock
Kanzlei Gruber, am 1.+3. Donnerstag 
des Monats, 18–19h

G l a r u S
MV Glarus, lic. jur. Bettina Dürst
Postgasse 42, 8750 Glarus

Rechtsberatung: 
Tel. 055 650 24 65
Beratungen jeweils donnerstags nach 
tel. Vereinbarung von 14.00-16.00 Uhr 

G r a u B ü n d E n
MV Graubünden, Postfach 361,  
7004 Chur, Tel. 081 534 05 95,  
graubuenden@mieterverband.ch

Rechtsberatung: 081 253 60 62
Mo 16–19h, Mi 12.30–14h, Fr 12.30–14h

Wohnungsabnahmen: 081 534 05 95
graubuenden@mieterverband.ch

l u z E r n
MV luzern 
Hertensteinstrasse 40, 6004 Luzern
Tel. 041 220 10 22, Mo–Fr 9–12h
www.mieterverband.ch/luzern

Rechtsberatung Luzern: 
ohne Voranmeldung:  
Di/Do 17.30–18.30h
mit tel. Voranmeldung: Mo 9-12, 
Di 16–17h, Mi 15–17h, Do 16–17,  
Fr 9–12h und 14–15h, Sa 9–12h

o B -  u n d  n i d W a l d E n
Sämtliche Dienstleistungen durch 
den MV Luzern: 
Hertensteinstrasse 40, 6004 Luzern
Tel. 041 220 10 22, Mo–Fr 9–12h
www.mieterverband.ch/luzern

Rechtsberatung Luzern: 
ohne Voranmeldung  
Di/Do 17.30–18.30h
mit tel. Voranmeldung: Mo 9-12, 
Di 16–17h, Mi 15–17h, Do 16–17, 
Fr 9–12h und 14–15h, Sa 9–12h

S t . G a l l E n / t H u r G a u /
a p p E n z E l l
MV ostschweiz
Sekretariat: Webergasse 21,
9000 St.Gallen, Tel. 071 222 50 29

Rechtsberatung:
St.Gallen: Webergasse 21,
Di 17–19h (ohne Voranmeldung),
Do 14–19h (nur nach tel. Voranmel-
dung) mit Schreibservice (Fr. 80.–/h)

Buchs: Schingasse 6, jeweils am 
1. Mo des Monats 17–18h

Wattwil: Gemeindehaus, jeweils am
1. Mo des Monats 17–18h
(nur nach Voranmeldung)

Wil: Marktgasse 4 (Büro LT Bühler 
Treuhand) Mo 17–18.30h
(nur nach Voranmeldung)

rüti zH: nach tel. Vereinbarung,
Tel. 055 240 93 83

Kreuzlingen neu: Hauptstrasse 23
1. OG, Büros der Gewerkschaft Unia
Do 18-19.30h, Voranmeldung möglich
Keine Beratung in den Schulferien

frauenfeld: Gaswerkstr. 9 (Büros des
Gewerkschaftsbundes Thurgau),
Di 18–19.30h,
keine Beratung in den Schulferien.

Die Beratungsstellen in Herisau und
Rorschach mussten wegen mangelnder
Nachfrage leider eingestellt werden.

Telefonische Kurzauskünfte:
St.Gallen: Mo–Fr 9–12h, 13–15h,
Tel. 071 222 50 29

region See und Gaster:
Mo–Fr 8–11.30h, Tel. 055 240 93 83

S c H a f f H a u S E n
MV Schaffhausen und umgebung 
PF 2128, 8201 Schaffhausen
Tel. 052 624 13 87 

Rechtsberatung:
Arbeitersekretariat des Kantons SH, 
Platz 7, 8201 Schaffhausen, 
Tel. 052 630 09 01

S c H W y z
MV Kanton Schwyz
Postfach, 8854 Siebnen,
Tel. 055 440 84 64, Fax 041 822 04 33
www.mieterverband.ch/schwyz
mvsz@bluewin.ch

Wohnungsabnahmen und Fachberatung  
bei Mängeln: Tel. 055 440 84 64 

Rechtsberatung: 
Tel. Anmeldung über das Sekretariat

S o l o t H u r n
MV Solothurn, MV Grenchen, 
MV olten
Geschäftsstelle Tel. 0848 062 032 
Mo–Fr 14–17h

MV Solothurn
Westbahnhofstrasse 1, PF 1121,  
4502 Solothurn, Tel. 0848 06 20 32

Rechtsberatung:
Mo und Mi 17–19h, Westbahnhofstr. 1,  
4502 Solothurn (MV Baselland und 
Dorneck-Thierstein s. Baselland)

MV Grenchen, Bettlachstrasse 8, 
2540 Grenchen 

Rechtsberatung: 
Nur nach Voranmeldung: Sekretariat 
Do 14–17h, Tel. 0848 062 032

MV olten und umgebung
PF 722, 4603 Olten, Tel. 0848 062 032, 
täglich von 14–17h

Rechtsberatung:
Di 17–19h, Stadthaus Olten, Part. links 

u r i
Sämtliche Dienstleistungen durch den 
MV Luzern:
Hertensteinstrasse 40, 6004 Luzern
Tel. 041 220 10 22, Mo–Fr 9–12h
www.mieterverband.ch/luzern

Rechtsberatung Luzern: 
ohne Voranmeldung Di/Do 17.30–18.30h
mit tel. Voranmeldung: Mo 9–12, 
Di 16–17h, Mi 15–17h, Do 16–17,  
Fr 9–12h und 14–15h, Sa 9–12h

W a l l i S
MV Wallis 
ASLOCA, Sektion Wallis, 
Rue des Mayennets 27, PF 15, 
1951 Sitten 

Rechtsberatung: 
Brig-Glis: David Gruber, Rechtsanwalt  
& Notar, Überbielstrasse 10, 3930 Visp,  
jeden 2. und 4. Montag des Monats,  
18–20h, Tel. 027 946 25 16

 Siders: Rte de Sion 3, Café le Président
Mo ab 18.30–20.30h, Tel. 027 322 92 49

Sitten: Sekretariat Rue des Mayennets 
27, 1951 Sion, Tel. 027 322 92 49
Mo 9–11h und 14–17.30h, 
Voranmeldung erwünscht
Mo–Di 8.30–11.30h, Tel. 027 322 92 49

MV oberwallis
Rechtsberatung Oberwallis:
David Gruber, Rechtsanwalt & Notar,
Überbielstrasse 10, 3930 Visp, jeden 
2. und 4. Mittwoch des Monats, nur
auf telefonische Voranmeldung unter
Tel. 027 946 25 16

z u G
MV Kanton zug
Sekretariat: Industriestr. 22, PF 732, 
6301 Zug, Tel. 041 710 00 88, 
Fax 041 710 00 89
Mo 14–17h, Di–Fr 9–11.30h
mvzug@bluewin.ch

Tel. Rechtsberatung nur für 
Mitglieder:
Mo 17.30–19.30h, Tel. 041 710 00 88.
Persönliche Rechtsberatung auf
telefonische Terminvereinbarung  
unter Tel. 041 710 00 88. 
Für Nichtmitglieder kostenpflichtig.

Hier erhalten Sie auskunft und rat
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So bestellen Sie die MV-ratgeber
Telefon  043 243 40 40, Fax 043 243 40 41
E-Mail  info@mieterverband.ch
Webseite  www.mieterverband.ch unter «Drucksachen»
Postadresse  Schweizerischer Mieterinnen- und Mieterverband Deutschschweiz, Postfach, 8026 Zürich

das grosse ratgeber-angebot

Broschüren
MV-Mitglieder:  Fr. 6.– 
Nichtmitglieder: Fr. 8.– 
(zuzüglich Versandkosten) 

Mietzinserhöhung 
24 Seiten. Stimmt der Mietzins?

nebenkosten und Heizungsabrechnung 
32 Seiten. Mit Muster von korrekten 
Abrechnungen. Beilage: Heizölpreise

problemlos zügeln 
28 Seiten. Umzug ohne Stress

abschluss eines Mietvertrages  
28 Seiten. Worauf man achten muss

Mängel an der Mietsache 
28 Seiten. Schimmel, undichte Fenster, 
defekte Heizung etc.
 
der vorzeitige auszug 
24 Seiten. Musterbriefe. Beilage:  
Formular für Mietinteressentlnnen

Kündigung 
28 Seiten. Beilage: Kündigungs- 
formular

auszug und Einzug 
32 Seiten. Das Wichtigste bei Auszug
und Neumiete

paritätische lebensdauertabelle 
80 Seiten. Bewertung von Einrichtun-
gen in Wohn- und Geschäftsräumen 

Mietzinssenkung bei Veränderung des
referenzzinssatzes
28 Seiten. Musterbriefe und Check-
listen für die Überprüfung des Miet-
zinses.  

Gemeinsam Wohnen/untermiete 
20 Seiten. Musterbriefe und -verträge 

daten und adressen zum Mietrecht 
120 Seiten

Schriften
die volkswirtschaftliche und soziale 
Bedeutung der Miete in der Schweiz 
20 Seiten. Die wichtigsten Daten und 
Fakten zum Wohnen
MV-Mitglieder Fr. 8.– / Nichtmitglieder 
Fr. 10.– (zuzüglich Versandkosten) 

Musterbriefe, checklisten
Gratis-Download von zahlreichen  
Vorlagen auf www.mieterverband.ch

Mängelliste / 
Wohnungsabnahmeprotokoll
3-teilig mit zwei Kopien, mit Lebens-
dauertabelle, Fr. 4.– (zuzüglich Ver-
sandkosten)

Mietvertrag
3-teilig mit einer Kopie und allgemei-

Bücher
Mietrecht für Mieterinnen und  
Mieter
Peter Macher / Jakob Trümpy 
244 Seiten. Neuauflage des bewährten 
praktischen Führer durchs Mietrecht.  
Mitglieder Fr. 20.– / Nichtmitglieder  
Fr. 28.– (zuzüglich Versandkosten)

das Mietrecht für die praxis
Neuauflage des juristischen Kommen-
tars von Lachat et al. 
Mitglieder Fr. 65.– / Nichtmitglieder  
Fr. 88.– (zuzüglich Versandkosten) 

fachzeitschrift mp
«mietrechtspraxis/mp»
Fachzeitschrift für schweizerisches 
Mietrecht, vierteljährlich, Fr. 86.–

dVd
abschied von der Hypozinskoppelung
10 Min., Fr. 20.– (zuzüglich Versand-
kosten)

argumente gegen die Bausparinitiative 
Fr. 20.– (zuzüglich Versandkosten)

Jetzt aktuell

nen Bedingungen, Fr. 4.– (zuzüglich 
Versandkosten) 
 
untermietvertrag
2-teiliges Formular mit zwei Kopien 
und Deckblatt, Fr. 4.– (zuzüglich Ver-
sandkosten) 

Wohnungsordner 
Mit Register, Tipps, Lebensdauer-
tabelle und Gesetz und Verordnung, 
Fr. 20.– (zuzüglich Versandkosten) 

Musterbriefe, checklisten, Mietvertrag
Absender
Einschreiben
Adresse Vermieterschaft

Ort und Datum

Herabsetzungsbegehren

Sehr geehrte Damen und Herren,

Den Medien entnehme ich, dass der vom Eidg. Volkswirtschaftsdepar-
tement publizierte Referenzzinssatz gesenkt wurde. Ich ersuche  
Sie höflich um eine Herabsetzung meines Mietzinses und um eine ent-
sprechende schriftliche Bestätigung innert 30 Tagen (Art. 270a 
Abs. 2OR).

Sollten Sie diesem Herabsetzungsbegehren nicht oder nur teilwei-
se entsprechen können, bitte ich Sie, mir Ihre Gründe innert der 
gleichen Frist darzulegen.

Freundliche Grüsse
Unterschrift

Mietzinssenkung bei Veränderung 
des referenzzinssatzes 
Wie Mieterinnen und Mieter vorge-
hen müssen, um bei sinkendem Refe-
renzzinssatz eine Mietzinssenkung 
zu erhalten. Mit Musterbriefen und 
Checkliste für die Überprüfung des 
Mietzinses und die Berechnung der 
Mietzinssenkung.
MV-Mitglieder  Fr. 6.–
Nichtmitglieder  Fr. 8.–
(zuzüglich Versandkosten)
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Vereinbarung nebenkosten
Es gibt keine Formvorschrift für die 
besondere Vereinbarung über die 
Ausscheidung von Nebenkosten. Ei-
ne solche Vereinbarung kann daher 
auch formfrei erfolgen und sich aus 
den Umständen ergeben.
Art. 257a Abs. 2 OR. Bundesgericht I. zivilrechtli-
che Abteilung, BGer 4A_194/2012 vom 20. Jui 
2012. Publ. in mp 4/2012

Verrechnung mit Sicherheit
Der Vermieter, der die Kaution nicht 
ordnungsgemäss hinterlegt, kann 
eigene Forderungen gegenüber dem 
Rückerstattungsanspruch des Mie-
ters nicht verrechnen; ebenso wenig 

kann er im Gerichtsverfahren Wi-
derklage erheben.
Art. 257e OR. Richteramt Dorneck-Thierstein, 
DTZPR 2011.37-ADTCHR vom 17. August 2011. 
Publ. in mp 4/2012

untermiete –  
rückzug der Bewilligung
Hat der Vermieter seine Zustim-
mung zur Untervermietung auf un-
bestimmte Zeit erteilt und beabsich-
tigt er, diese zu widerrufen, handelt 
es sich um eine einseitige Vertrags-
änderung, weil der Vermieter seine 
Leistung verringert. Der Widerruf 
muss mit einem amtlichen Formu-
lar angezeigt werden, und der Ver-

mieter muss nachweisen, dass die Vo-
raussetzungen für die bewilligte Un-
tervermietung nicht mehr vorliegen.
Art. 262 OR; Art. 269d Abs. 3 OR. Cour de Justice 
de Genève, Chambre d'appel en matière de baux 
et loyers C/13183/2007 vom 24. Juni 2011. Publ. in 
mp 4/2012

leistungsfähigkeit der elektri-
schen leitungen als Mangel
Elektrische Absicherungen von bloss 
6 Ampere sind noch kein Mangel, 
wenn zusätzlich auch Steckdosen 
mit 13 Ampere Absicherung vorhan-
den sind.
Art. 259d OR. Appellationsgericht des Kantons 
Basel-Stadt ausschuss BE 2009.973 vom 3. Mai 
2010. Publ. in mp 4/2012
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ohne Bundeshilfe geht es nicht
Der Bund unterstützt  
Medien mit der Presseförde-
rung. Auch «Mieten &  
Wohnen» profitiert davon. 
Ohne diese Hilfe geht es 
nicht.

Kürzlich hat der Bundesrat die Lis-
te derjenigen Medien festgelegt, 

die von der indirekten Presseförde-
rung profitieren. Es sind dies 143 Lo-
kal- und Regionalblätter sowie 1082 
Zeitschriften von Verbänden und Or-
ganisationen. Zusammen erreichen 
diese Publikationen eine erkleckli-
che Auflage von 259 Mio. Exempla-
ren. Bekanntlich funktioniert die 
Förderung so, dass der Zeitungs-
transport durch die Post mit einen 
Bundesbeitrag verbilligt wird. Laut 
Beschluss des Parlaments beträgt er 
insgesamt 50 Mio. Franken pro Jahr. 
Davon gehen 30 Mio. gehen in die Ta-
gespresse und 20 Mio. in die Zeit-
schriften. 

froh um die Verbilligung
Auf der Liste der unterstützten Pub-
likationen ist auch «Mieten & Woh-
nen». Im Schweizerischen Mieterin-
nen- und Mieterverband Deutsch- 
schweiz (SMV/D), der das Magazin 
herausgibt, ist man sehr froh um 
diese Verbilligung: «Wir wenden 
sehr viel Geld für die Herausgabe 
von M&W auf. Ohne die Hilfe des 
Bundes hätten wir finanziell Mühe, 
die ständig steigenden Transportta-
xen zu tragen», sagt Geschäftsleiter 
Peter Macher. 

presse in der Schweiz. Die eindrucks-
volle Liste der über tausend Publika-
tionen zeigt schon rein quantitativ, 
welch grosse Rolle die Publikationen 
und Zeitschriften der vielen Nonpro-
fit-Verbände und zivilen Organisa- 
tionen spielen. 
 Eine von der IG in Auftrag gegebe-
ne Studie hielt fest, dass diese Blät-
ter eine wichtige Funktion für die 
Demokratie und den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft ausüben. Aus 
diesem Grund ist eine Förderung 
durch den Bund sachlich mehr als 
gerechtfertigt. Das Parlament sah 
denn auch von einer Streichung der 
Förderung ab. 

post tut sich schwer
Die Post tut sich mit der Presseförde-
rung eher schwer. Sie passt nicht in 
ihr Konzept. Der Zeitungstransport 
decke seine Kosten nicht, behauptet 
sie. Und versucht, das in dieser rein 
betriebswirtschaftlichen Optik är-
gerliche Defizit durch eine konti- 
nuierliche Erhöhung der Posttaxen 
zu eliminieren. Dies wiederum be-
lastet die betroffenen Verlage zuneh-
mend, da sie zwar weiterhin per Ge-
setz von einer Verbilligung profitie- 
ren, aber auf einem ständig anstei-
genden Kostenniveau. 
 Unberücksichtigt bleibt in den 
Klagen der Post, dass sie dank der er-
folgreichen Postfinance jährlich ei-
nen stolzen Gewinn in Höhe von 
über 900 Mio. Franken macht. Es wä-
re nun wahrlich unverständlich, 
wenn sich der gelbe Riese nur noch 
als blosser Logistik-Dienstleister be-
trachten und seine politischen Ver-
pflichtungen als wichtiger «Spedi-
teur der Zivilgesellschaft» missach- 
ten würde. 

Der Bund fördert die Presse mit verbilligten Posttaxen.

 In den letzten Jahren spielte sich 
ein zäher Kampf um die indirekte 
Presseförderung ab. Aus Spargrün-
den sollte sie ursprünglich ganz ab-
geschafft werden. Weil sich die Be-
troffenen dagegen wehrten, kam es 
lediglich zu einer Kürzung des Bun-
desbeitrags von 80 auf 50 Mio. Fran-
ken. Die Debatte führte zur Grün-
dung der IG Mitgliederpresse. Der 
MV war daran massgeblich beteiligt. 
Die neue Interessengemeinschaft 
öffnete dem Parlament die Augen 
für die Bedeutung der Mitglieder-
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